Beilage zu Nr. 


zen zwiſchen verſchiedenen Orten. 


ſeit der Einführung der neuen Transportmittel auf. 
Länder haben von ihrer Bedeutung, 
nationalen Iſolirung des Handels und der 
leiten, außerordentlich viel verloren. 


Die Aufgabe der 


Statiſtik gegenüber dem Schutzbedürfuiß 
unſerer Zeit gegen die Noth der Mißernte. 
III. 


Es iſt eine notoriſche Thatſache, daß die Unterſchiede zwiſchen hohen 


und niedrigen Preiſen der nothwendigen Lebensmittel in der neueren Zeit 
gegenüber der früheren kleiner geworden ſind — ſowohl die Preis⸗ 


ſchwankungen zwiſchen verſchiedenen Zeiten, als die Preis diff eren⸗ 
Die Haupturſache dieſer Erſcheinung 
liegt — ich kann hier die ausführliche Begründung bei Seite laſſen — in 
der Erleichterung des Verkehrs; ebendeshalb tritt ſie mit ſo großer Stärke 
Die Grenzen der 
die Territorien zu trennen und der 
Arbeitstheilung Vorſchub zu 


Alle wirkungsreichen Erſcheinungen 


des materiellen Güterlebens verbreiten ihre Ergebniſſe über die ſämmtlichen 


; 
| 
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vom Handel überhaupt umſpannten Länder, und die elementaren Kräfte, 
welche heutzutage auf die locale Beſtimmung auch der Preiſe der nothwen⸗ 
digen Lebensmittel wirken, ſind ſo zu ſagen über die ganze Erde verbreitet. 
Es iſt eine einfache Folge dieſer Verkettung des Güterlebens aller Länder, 
daß die ſtatiſtiſchen Arbeiten, welche dem Verkehrs ſtand eines Landes ein 
Fundament für die Handels operationen in den Zeiten einer Mißernte geben 
ſollen ſich nicht beſchränken dürfen auf das Territorium des Heimathſtaates. 
Man muß die Production und den Conſum, die Aus⸗ und Einfuhr, das 
muthmaßliche und wirkliche Ernteergebniß in dem Mißjahre von allen Län⸗ 
dern, welche in dem Getreidehandelsverkehr eine Rolle ſpielen, ſich vergegen⸗ 
wärtigen können, wenn man mit dem Grade von Sicherheit, der für uns 
Menſchenkinder möglich iſt, das Heimathland gegen die Noth der Mißernte 
ſchirmen und zugleich von dem Verkehrsſtande verderbliche Verluſte fern 
halten will. Für Leute, deren Wimpern leicht zucken, wenn ſie ein ſehr 
fernes Ziel ius Auge faſſen ſollen, kann man hinzufügen: in dem Maße, 
als man ſich der Erfüllung jener Forderung nähert, verwirklicht ſich auch 
die Löſung einer freilich ſchwikrigen Aufgabe; oder: ſchon jetzt iſt die Spe⸗ 
cülation des Getreidehändlers in demſelben Maße eine geſicherte, als er das 
Ergebniß derſelben Forderung gleichviel wie heraus zurechnen oder heraus zu⸗ 
fühlen verſteht. In unſeren Verkehrsverhältniſſen werfen ſich alle Volker 
Europas mit wirkſamem Begehr nicht nur auf die Geſammtproduction 
Europas, ſondern auch auf die der übrigen Welttheile. Auch jene Länder 
erfahren das alsbald, welche in demſelben Jahr, in welchem andre von einer 
Mißernte heimgeſucht worden, eine durchſchnittliche oder auch eine ſehr reich⸗ 
liche Ernte einheimſen konnten. In Kauf und Verkauf der Geſammtpro⸗ 
buction ſind ſie ſich alle Concutrenten, und das reichlich produzirende Land 
har vor dem nit Mißwachs heimgeſuchten, ſoweit nicht der Verkehr durch 
Verbote behindert wird, hauptſächlich nur die Differenz der Transportkoſten 
im Preiſe der Früchte zu ſeinen Gunſten. Der Verkehrsſtand jedes Landes 
muß deshalb auch zu erfahren ſuchen, welches Quantum jedes auswärtige 
Volk begehren und welches es abgeben wird. Es iſt. keine Fiction, ſondern 
ein wirkliches Vorkommniß des Lebens, daß Länder mit einer reichen Ernte 
auch wohl daran gehen müſſen eine Einfuhr zu bewerkſtelligen, wenn auf 
ihren einheimiſchen Märkten ein ihrem eventuellen Verſorgungslande entge⸗ 
gengeſetzt wohnender Nachbar wegen ſeiner Mißernte als Käufer auftritt. — 
Im Allgemeinen macht ſich das Streben der beregten Forderung zu genugen, 
nicht nur wie wir bemerkten in jedem richtig ſpeculirenden Getreidehandler 
geltend, ſondern es ſucht ſich auch das Publikum in Maſſe Aufklärung über 
dieſelben Fragen zu verſchaffen. Sowie die erſten unwillkommenen Tone 
von einer Mißernte erklingen, ziehen mündliche und ſchriſtliche Berichte die 
fraglichen Notizen über alle Länder in den Kreis der Beſprechung. Jacht 
die Sache unterbleibt, weil man fie von den Seiten aus unterlaßt, von 
welcher aus ſie überhaupt oder mindeſtens relativ am beſten erledigt werden 
könnte; ſie wird vielmehr wirklich durchgeführt, aber in einer Art, daß man 
oft mehr Nachtheil zu gewahren glaubt, als wenn Niemand cin ‚öffentliches 
Wort über eine für alle Menſchen wichtige Lebenefrage fallen ließe. Zum 
Mindeſten hat der Eigennutz, dic Hinterliſt, die Kurzſichtigkat in der Beob⸗ 
achtung oder in der Schlußfolgerung, der Leichefinn ,. ebenſo Wind und 
Sonne für ſich wie die ihm gegenüberzuſtllenden Lichtſeiten der menſchlichen 
Individualüuat. Dampſſchiſſe, Eiſenbahnen, Telegraphen bringen mit einn 
für die Mechtzeitigteit der Handelsoperationen hinlänglich genügenden Ge. 
ſchwindigkeit aus allen Theilen der Erde Nachrichten über Ernte-Hoffnungen 
und Befürchtungen. Ernte-Ausfälle und Ueberſchüſſe, denn jedes Land iſt 
unter die Controle der öffentlichen Beobachtung geſtellt und in jedem Lande 
fühlt man, daß die Elemente der Berechnung nur auf der breiten Baſis der 
über alle Productions⸗ und Conſumtionsländer ausgedehnten Unterſuchung 
gewonnen werden können. Aber welche koſtbare Zeit vergeht in dem Miß⸗ 
jahre, bis ſich aus den widerſprechenden Berichten, den Spiegelbildern der 
entgegengeſetzten Wünſche, Intereſſen und Sorgen, ein einigermaßen Maher 
Urtheil über den Ausgangspunkt der Handelsoperationen bilden kann. Von 
den Stellen, von welchen auch nach der Mänung des. Publikums wie des 
Handelsſtandes, die umfaſſendſten und ſicherſten ſtatiſtiſchen Nachweiſe auf 
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officiellem Wege durch Anfragen an Landesregierungen, durch die Geſandt⸗ 
ſchaften und die Conſulate gewonnen werden können, pflegen die Mitthei⸗ 
lungen, wenn fie nicht ganz ausbleiben, erſt dann in dieſem oder jenem 
Grade der Vollſtändigkeit und Sicherheit zu kommen, wenn die Befürch⸗ 
tungen oder die Gründe derſelben eine ſehr bedrohliche Geſtalt angenommen 
haben. Und doch iſt auch das nicht zu vergeſſen, daß die ſtatiſtiſche Dis⸗ 
tiplin mit ihren jetzt in allen Ländern arbeiteten Jüngern gegenwärtig un⸗ 
endlich mehr wie noch vor einem Decennium zur Löſung dieſer Aufgabe 
fähig iſt. Die Statiſtiker wie die Regierungen, welche die ſtatiſtiſchen Ar⸗ 
beiten fördern, haben aus mancherlei Gründen die Nützlichkeit und die Noth⸗ 
wendigkeit einer gemeinſamen Verſtändigung über fo manche Aufgaben der 
Statiſtik erkannt. Sie haben bereits auf Congreſſen, auf welchen ſich aus⸗ 
gezeichnete Arbeiter aus allen civiliſirteren Ländern in mündlichem Verkehr 
raſch verſtändigen konnten, Einigungen über ſehr wichtige Unterſuchungs 
gegenſtände herbeigeführt. Die Arbeitskräfte ſind da, die Organiſtrung iſt 
eingeleitet, um auch denr werdenden Leben in dieſer Frage die feſte Stütze 
der ſtatiſtiſchen Forſchung und Beweisführung angedeihen zu laſſen. Wo 
es nothwendig wäre, einheimiſche Arbeitskräfte auf fremden Territorium un⸗ 
mittelbar in Activität zu ſetzen, könnte, ſollte man paſſende Handhaben zur 
Durchführung der erforderlichen Aufträge aufſtellen, zumal von größeren 
Staaten aus. Die Regierungen werden ſich der Einſicht in die Folgen der 
Thatſache nicht verſchließen können, daß in der neueren Zeit eben durch 
die außerordentlichen Erleichterungen des Transportes und die daraus reſul⸗ 
tirende Steigerung der internationalen Arbeitetheilung der auswärtige 
Handels verkehr für alle Völker eine ſehr geſteigerte Bedeu⸗ 
tung erlangt hat — auch im Vergleich zu dem erſten Viertel unſeres 
Jahrhunderts. Nimmt man die unleugbare Steigerung der Wichtigkeit der 
materiellen Intereſſen für den Geſammtbeſtand auch der fittlichen und poli⸗ 
tiſchen Güter der Völker hinzu, ſo wird man ſich der Folgerung vicht ent⸗ 
ziehen können, daß die Inſtructionen und Qualificationsbedingungen der 
auswärtigen Geſandtſchaften einer Reviſion zu unterziehen find und die Ar⸗ 
beitsleiſtungen auswärtiger Conſulate von Tag zu Tag werthvoller und un⸗ 
erläßlicher werden. Mit anderen Worten, wenn man die beregten ſtatiſtiſchen 
Forſchungen ſammekn oder anſtellen laſſen will, ſo iſt die Frage an welche 
Arbeitskräfte im Auslande ſich ſtatiſtiſche Centralſtellen des Inlandes paſſend 
anlehnen können, unſchwer zu beantworten. Bei den wirklichen Erhebungen 
ſtatiſtiſcher Nachweiſe, zumal im ferneren Auslande kann man ſich ſoweit ein 
Ueberſchuß der Ernte in Frage kommt, auf die eigentlichen Halmfrüchte beſchrän⸗ 
ken, welche Gegenſtände des Welthandelsverkehres geworden ſind, während andere 
Lebensmittel wie auch namentlich die Kartoffel, deren Umſaßgebiet doch verhältniß⸗ 
mäßig gering iſt, hauptſächlich für die Schlußberechnung des Bedarfes oder 
Ueberſchuſſes eines Landes an Halmfrüchten in Frage kommen. Eine be⸗ 
ſondere Berückſichtigung verdient dann auch der Umſtand, daß die Zeit 
der Ernte in den einzelnen Productionsländern je nach den Bedingungen 
ihrer Temperatur eine ſehr verſchiedene iſt, daß wir auf der Erdoberfläche 
wie den verſchiedenen Jahreszeiten ſo auch der garbenſchneidenden Sichel un⸗ 
unterbrochen durch den ganzen Kreislauf der Jahre hindurch folgen können 
— eine jener Thatſachen, welche die Geſchlechter der Zeitgenoſſen, trotz der 
düſteren Prophezeihungen ſo vieler geiſtreicher Männer, welche von dem 
wirthſchaftlichen Leben nichts als ein kleines Stück Außenſeite kennen, an 
die providentielle Beſtimmung des »weltumſpannenden“ Handels mahnen 
können. Karl Knies. 
(Fortſetzung folgt.) 2 


Das Mecht auf Arbeit in Preußen. 


Indem der Stifter der chriſtlichen Religion ſeine Jünger zu dem Ge⸗ 
bet aufforderte: munfer täglich Brod gieb uns heute, berech 
tigte er, fie zu der Zuverſicht, daß unſer Schöpfer es erhören 
werde, wenn die Menſchen die ihnen mitgegebenen Kräfte im Schweiße 
des Angeſichts verwenden würden. f 

Das Recht zu arbeiten iſt ein göttliches Recht, fo heilig, fo unantaſtbar, 
daß es faſt eine Beleidigung der menſchlichen Geſellſchaft iſt, ſolches in det 
Form eines Gtundrechts zu redigiren. = 

Lange bevor von Grundrechten oder gar vom chriftlichen Staate die 
Rede war, der jetzt ſo viel im Munde geführt wird, hatte das Allgem. 
Preuß. Landrecht, welches aus dem Geiſte des großen, jetzt von gewiſſer 
Seite her ſo vielfach als unchriſtlich angefeindeten Friedrich II. hervorge⸗ 
gangen iſt, das Recht, arbeiten zu dürfen, bis zum Recht auf Arbeit 
ausgedehnt, indem es §. 2, Tit. 19 Th. II. ſagt: g 

„Denjenigen, welchen es nur an Mitteln und Gelegenheit, ihren und 
der Ihrigen Unterhalt ſelbſt zu verdienen, ermangelt, follen Arbeiten, die 
ihren Kräften und Fähigkeiten gemäß ſind, angewieſen werden.“ 

Ueber ein halbes Jahrhundert hatte in Preußen dieſe geſetzliche Vor⸗ 
ſchrift beſtanden, bis in der berühmten Commiſſions⸗ Debatte zwiſchen 
Proudhon und Thiers im Jahre 1848 ihre Tragweite erkannt wurde. Datz 
Geſetz iſt in Preußen ſtehen geblieben, man hat Anſtand genommen, es zu 
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befeitigen, aber man iſt dahin gelangt, indirect weit hinter das Recht auf 
Arbeit zurückzugehen und ſogardas Recht zu arbeiten zu verkümmern. 

Das Recht zu arbeiten, ohne welches die Exiſtenz des Menſchen an 
ſich nicht gedacht und ſein Verhältniß zu Gott nicht gerechtfertigt werden 
kann, iſt vielfach beſchränkt worden. Einen guten Schritt in dieſer retrograden 
Richtung machte in Preußen zunächſt das Geſetz vom 9. Februar 1849. 
Seit dreißig Jahren waren die Feſſeln der Gewerbe gelöſt; wer arbeiten 
konnte, bezahlte ſeine Steuer; das Publikum und die Concurrenz waren 
ſeine Richter und er genoß ſeinen Erwerb ſo viel und ſo gut er konnte. 
Da kommt das Geſetz und reißt dem, der nicht die Formen und Prüfungen 
erfüllt hat, das Stück Brod vor dem Munde weg, das er ſich verdienen 
kann. Ja ſogar wenn er die Prüfung macht, ihn aber ein Gewerbe nicht 
nährt und er noch ein Nebengeſchäft treiben will, verordnet der §. 29: 

„Die gleichzeitige Ausübung mehrerer Handwerke durch dieſelbe Per⸗ 
ſon kann, wenn dadurch erhebliche Nachtheile entſtehen, nach Anhörung der 
betheiligten Innungen und des Gewerberaths, durch Ortsſtatuten, den ört⸗ 
lichen Verhältniſſen entſprechend, beſchränkt werden.“ — 

Fabrikinhaber dürfen ferner Handwerks⸗Geſellen nur zum unmittelbaren 
Betrieb und zur Erzeugung ihrer Fabrikate verwenden (§. 31), ja ſogar 
dürfen Inhaber von Magazinen zum Detail⸗Verkauf von Handwerkerwaa⸗ 
ren ſich mit deren Anfertigung nicht befaſſen, wenn ſie nicht die Meiſter⸗ 
prüfung beſtanden haben (§. 33). 

Es iſt kaum glaublich, in wie künſtlicher Weiſe das Geſetz, das wir 
nicht weiter durchgehen wollen, die Kräfte des Unternehmers untergräbt, die 
Hände des Arbeiters bindet, und in die belebende Wirkung der Kapitalien 
auf den Gewerbebetrieb ſtörend eingreift. 

Wir machen die Regierung nicht für die Autorſchaft dieſes Geſetzes 
verantwortlich, ſondern nur für die Zulaſſung, die ſeitdem mit der damali⸗ 
gen politiſchen Lage zu entſchuldigen verſucht iſt. 

Aber wir fragen, ob denn jetzt und nachdem Ruhe und Ordnung, wie 
wir denken, genugſam hergeſtellt iſt, andere Wege eingeſchlagen ſind? 

Es liegt uns ſehr fern, der preußiſchen Regierung unlautere Abſichten 
unterzulegen, aber wir glauben, daß wie in den höheren Regionen fich ent⸗ 
gegengeſetzte Strömungen durchkreuzen, ſo in den unteren die unglückliche 
Sucht ſich auszuzeichnen, alles ſchroffer erſcheinen und empfindlicher wirken 
läßt, als dies urſprünglich oben gemeint ſein mochte. Das Conceſſionsweſen 
läßt ſchon der Willkühr überhaupt Thor und Thür offen, die Armengeſetze, 
das Domicilgeſetz, die beſchränkte Freizügigkeit, giebt den Leidenſchaften un⸗ 
geheuren Spielraum, und ſelbſt wenn wir dieſe in den untergeordneten Be⸗ 
amten nicht vorausſetzen, ſo bleibt doch immer noch der unglückliche nie 
und nimmer zu beſeitigende Grund für die drückende Ausführung der Ge⸗ 
ſetze durch die Unterbeamten, der Grund, den die preußiſche Gerichtsordnung 
fo zart mit dem Ausdruck „ſubjective Dunkelheit“ bezeichnet. 

So kann ſich, ganz gegen den Willen der Regierung, ein geſetzlicher 
Terrorismus ausbilden, der eben ſo grauſam wie jeder andere, und noch 
viel aufregender wirkt. 

Es giebt nichts, was politiſch tiefer eingriffe, das natürliche Band zwi⸗ 
ſchen Volk und Regierung mehr lockerte, als die Verkümmerung des 
Erwerbs. 

Es ſind Fälle vorgekommen, daß faſt die Mehrzahl der Fabrikanten 
einer Stadt keine Paßkarten erhielt, obgleich ſie zuſammen Hunderte von 
Arbeiter beſchäftigen. Im Jahr vorher und gleich nach Ablauf eines Jahres 
wurden ſie wieder mit Paßkarten begnadigt, ohne ſich dieſe ungleiche Behand⸗ 
lung erklären zu können. Wir ſagen deshalb „begnadigt, und das regt 
die Leute auf, daß ſie als „Gnade“ anerkennen ſollen, was ſie als heiliges 
Recht in der Bruſt tragen. 

Dergleichen Mißgriffe verſchuldet allerdings die Regierung nicht; ſie 
kann auch bei Beſchwerden ihre Behörden nicht desavouiren, aber eben des⸗ 
halb ſollte ſie darauf denken, Alles was den Staatsbürger von dieſer 
Seite her in ſeinem Erwerbe ſtören kann, auch geſetzlich ganz zu beſeitigen, 
und ſo die Möglichkeit abzuſchneiden, daß ſie für Fehlgriffe vom Volke ver⸗ 
antwortlich gemacht wird, die ſie nicht verſchuldet. 

In Oeſterreich, wo man wegen politiſcher Vergehen gewiß Strenge 
kennt, hat eine Verkümmerung des Erwerbs durch Maßregelung nie ſtatt⸗ 
gefunden. Man ſtraft die Leute, aber man ſieht gern, wenn ſie ſich nähren 
können und wollen; man weiß, daß die Sorge um den Erwerb die beſte 
Beruhigung für politiſche Leidenſchaften iſt, und darin hauptſächlich iſt es 
zu ſuchen, daß dort die Zerriſſenheit in der Geſellſchaft und der Gemeinde 
bei Weitem nicht ſo tief, die Verſöhnung und das Vergeſſen viel mehr 
vollzogen iſt als in Preußen. 

Man hat in letzterem Vereine zur Forthülfe der aus den Strafanſtalten 
Entlaſſenen. Jetzt iſt man ſogar zu der Erkenntniß gekommen, daß ein 
hauptſächlicher Grund zu den Rückfällen der Beſtraften in der Entnervung 
liegt, in die ſie durch ſtrenge Arbeit und zu ſchlechte Koſt verfallen, und 
man bemüht ſich, dem Gefangenen ſein Capital, mit dem er allein ſich 
ernähren kann, ſeine Körperkräfte, zu conſerviren. 

Aber auch auf dieſem Gebiete machen fi die divergirenden Strömun⸗ 
gen in den höheren Regio nen geltend. Denn wir leſen in demſelben Zei- 
tungsblatte die erfriſchende Rede des unermüdlichen Polizeipräſidenten von 
Hinckeldey bei der Grundſteinlegung zu dem Etabliſſement in Rummelsberg 
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und die Nachricht über eine Anweiſung des Miniſters des Innern hinſichts 

der aus dem Staats- oder Communaldienſt wegen politiſcher Geſinnungen 

oder Vergehen entlaſſenen Beamten. Der 8 6 Tit. 19 Th. II. A. L. R.“ 
ſagt: „Der Staat iſt berechtigt oder verpflichtet, Anſtalten zu treffen, wodurch 
der Nahrungsloſigkeit ſeiner Bürger vorgebeugt ꝛc. werde.“ 

Solcher Anſtalten laſſen ſich viel denken, ſie werden jetzt bei der allge⸗ 
meinen Nahrungsloſigkeit bis zur Kündigung der Cartelconvention mit Ruß⸗ 
land gewünſcht —, allein die Stimmen ſchweigen, die Herzen hoffen ängſt⸗ 
lich und die Anſichten beſcheiden fie Anſtalten, um der Nahrungsloſigkeit 
abzuhelfen, werden kaum noch verlangt; aber Maßnahmen, die, eben weil 
ſie in den unteren Regionen wieder zu entſetzlicher Härte führen können, 
weil fie dem redlichſten Willen das Schreckbild des Hungertodes im geſetz⸗ 
lichen Wege entgegenhalten, werden bitter empfunden und ſind nicht geeiguet, 
zu beruhigen, und in einer Zeit zu ſammeln und zu kräftigen, in der das 
Vaterland der Kräftigung ſo ſehr bedarf. 

Wir laſſen die Rede und das Referat, einfach folgen. 
Hinckeldey ſagt: 

„Das Inſtitut (Mühle und Bäckerei) iſt nicht nur für die Schutzmann | 
ſchaft, ſondern auch darauf berechnet, Euch (die Gefangenen) der menſch⸗ 
lichen Geſellſchaft nicht als ſieche Schwächlinge, ſondern als brauchbare, 
tüchtige Arbeiter wieder zu geben. Faſſe ſich Jeder von Euch an ſeine 
Bruſt, ſo wird er finden, daß er ſein Unglück namentlich aus zwei Urſa⸗ 
chen ſelbſt verſchuldet hat, aus Mangel an Gottesvertrauen und aus Mangel 
an Selbſtvertrauen. Namentlich Euer Selbſtvertrauen ſoll hier geſtärkt 
werden, damit, wenn Eure Freiheitsſtunde herannaht, ihr im Stande ſeid, 
Euch Euren Unterhalt durch eigene Kraft redlich zu erwerben, und damit 
Ihr nicht wieder Diebe und Betrüger werdet.“ 

Dagegen berichtet die Voſſiſche Zeitung vom 20. Juli: „In Folge von 
Wahrnehmungen, daß Staats⸗ und Communalbeamte, welche ihrer politiſchen 
Geſinnung und Wirkſamkeit halber aus dem Staats⸗ und Gommunakdienfl 
entfernt worden, bald darauf leichten Zugang zu anderweiter Anſtellung und 
Verſorgung gefunden haben, und in dergleichen Stellungen häufig Gelegen⸗ 
heit zu einer den Staatsintereſſen widerſtrebenden Thätigkeit finden, hat der 
Herr Miniſter des Innern die königlichen Oberpräſidien, und dieſes die Herrn 
Landräthe, Polizeiverwaltungen durch Circularerlaß vom 8. d. M. veran⸗ 
laßt, auf die Vorſtände der betreffenden SPrivatgefelfchaften in geeigneter 
Weiſe einzuwirken, damit politiſch compromittirte und deshalb entlaſſene 
Staats- und Communalbeamte nicht in dem Dienſte jener Geſellſchaften 
auf leichte Weiſe wieder angeſtellt werden.“ 


Zur Geſchichte des franzöſiſchen Schutzzollſyſtems. 
(Correſpondenz aus Brüſſel. Zweiter Artikel.) 

Der Colbertismus umfaßte zwei weſentlich verſchiedene Beſtandtheile. 
Der eine betraf die innere Gewerbs- und Handelsthätigkeit welche in ihrem 
eigenen (vermeintlichen) Intereſſe „ beſchützt«, d. h. bevormundet und gemaß⸗ 
regelt, die andere den äußern Handel welcher zum Nutz und Frommen 
der erſtern möglichſt beſchränkt werden ſollte. Wir ſahen zu Ende des erſten 
Artikels, wie der Colbertismus in ſeinen beiden Theilen während der zwei⸗ 
ten Hälfte des 18. Jahrhunderts von den Phyſtokraten untergraben, von 
Turgot und Necker erſchüttert, von der Nationalverſammlung geſtürzt wurde, 
In ſeinem erſten Theile war er es für immer; einige ſchüchterne Verſuch 
welche ſpäter unter den Bourbonen zur Wiederherſtellung der alten „Reglee 
ments“, der Zünfte u. ſ. w. gemacht wurden, blieben ohne allen Anklang 
und daher auch erfolglos. 
Frankreich bis zur Stunde ſo ziemlich aufrecht halten worden. In ſeinem 
zweiten Theile hingegen, was nämlich den internationalen Verkehr betrifft, 
iſt der Colbertismus bald nach jenem Sturze wieder zu neuem Leben er⸗ 
wacht und hat ſeitdem, fortwährend an Kraft und Aus dehnung zunehmend, 
ſehr verſchiedenartige Phaſen durchgemacht, deren nähere Betrachtung inter⸗ 
eſſant und lehrreich iſt. 

Das liberale Decret der Nationalverſammlung vom 15. März 1791 
war ein Ausfluß ihrer Humanitäts⸗ und Friedensideen. Es mußte außer 
Wirkſamkeit treten in dem Augenblicke, wo Frankreich, von der europäiſchen 
Koalition angegriffen, ſich im offenen Krieg mit allen Nachbarſtaaten befand. 
Mittels Decrets vom 1. März 1793 hob die Nationalconvention, auf An⸗ 
trag des Vertheidigungs⸗, des Kriegs- und des Handelscomités, ſämmtliche 
Handelsverträge auf, welche die frühern Regierungen mit fremden Staaten 
geſchloſſen; ein anderes Decret verbot die Einfuhr von Sammt, Woll. und 
Baumwollzeuge, Bandwaaren, Stahlfabrikaten, Metallknöpfen und Fayencege⸗ 
ſchirr, ferner von Rindvieh, Pferden, Mauleſeln und Viehfutter. Die Stra⸗ 
fen gegen Einſchmuggelung waren natürlich im Geiſte jener Zeit überaus 
ſtrenge. Das Direckorium beharrte auf demſelben Wege und verbot durch 
Decret von 10. Brumaire J. V namentlich die Einfuhr engliſcher Ar- 
tikel „weil England den Erlös zur Unterhaltung eines ungerechten und un⸗ 
heilvollen Krieges“ gegen Frankreich verwende. Gleichen Grund hatten 
die napoleoniſchen Decrete, deren erſtes (vom 17. Pluvioſe J. XIII.) den 


— Herr von 


Eingangszoll auf Colonialwaaren, Oele, Leinwand, Mouſſeline und Band⸗ 


waaren erhöhete, deren zweites (v. 22. Febr. 1806) die Einfuhr von Baum⸗ 
wollleinwand ganz verbot und die 1791 zollfrei erklärte Baumwolle mit 
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Die innere Handels- und Gewerbefreiheit iſt in 
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einem Zoll von 60 Fr. per Centner belegte. Ein neues Decret (v. 4. März 


1806) belegte nicht nur die Colonialwaaren, fondern auch mehre der franz. 
Induſtrie unentbehrliche Rohſtoffe mit unerſchwinglichen Zöllen; namentlich 
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wurde die Baumwolle mit 6—800 Fr. pr. 100 Kilo. beſteuert. 
In die Motivirung ſchlich ſich hie und da wohl das Wort „Protection! 


1 ein, wie ein Nachhall aus alter Zeit; im ganzen aber gaben ſich dieſe Maß⸗ 
regeln nur für politiſche, zeitweilige, als traurige Nothwendigkeit des Kriegs⸗ 
zuſtandes. 


Als das Decret vom 4. März 1806 den 30. April deſſ. J. 
dem geſetzgebenden Körper unterbreitet wurde, erklärte der es vertheidigende 


Regierungscommiſſair offen, daß es nur eine Kriegsmaßregel gegen England 


ſei, welches man in ſeinem Handel ruiniren wollte, da man es mit den 
Waffen zu Lande nicht angreifen, zur See nicht beſiegen konnte. Nur nach 
langer Erwägung habe die Regierung ſich zu dem „Ver ſuch der Prohibi⸗ 
tion und der ihr gleichkommenden Zollerhöhung⸗ entſchloſſen, die ſie immer 
zurückgewieſen „weil ſie dem allgemeinen Intereſſe zuwider 
ſchiene. Jetzt aber müſſen alle anderen Rückſichten zurücktreten und „nur 
die Stimme des Vaterlandes gehört? werden. Von 239 Deputirten prote 


ſtürten nur 8 gegen die Prohibition; 231 votirten fie „unter dem Drange 
der Nothwendigkeit.“ 


Seinen Gipfelpunkt erreichte dieſes Syſtem bald darauf in der Conti⸗ 
nentalſperre. Unterm 11. Nov. 1806 hatte die engliſche Regierung den 
franzöſiſchen Schiffen alle ihre Häfen verſchloſſen, die neutrale Flagge der 
Unterſuchung engliſcher Kreuzer unterworfen und die Beſtrafung der Ueber⸗ 
tretungen den engliſchen Hafengerichten zugewieſen. Napoleon antwortete 
hierauf durch das von Berlin aus erlaſſene Decret vom 23. Nov. welches 
die engl. Inſeln in Blockadezuſtand erklärte und die Confiscation aller Schiffe 
verordnete, welche in einem franzöſiſchen Hafen einliefen, nachdem ſie in 
England angelegt. Ein aus Mailand datirtes Decret v. 17. Decbr. 1807 
ergänzte dieſe Beſtimmungen durch die Verfügung: daß jedes, welcher Na⸗ 
tion immer angehörende Schiff, das ſich der engliſchen Unter ſuchung oder 
einer Fahrt nach England unterzogen, oder auch nur die geringſte Gebühr 
an die engl. Regierung entrichtet, hiedurch entnationaliſirt ſei, als englifched 
Gut und folglich als gute Priſe betrachtet werde. 

Die unheilvollen Folgen dieſer bis zu ihrem Nonplusultra hinaufge⸗ 
gipfelten Prohibition, brauchen wir hier wohl nicht näher auseinanderzuſetzen. 
Auch Deutſchland hat fie hinlänglich gefühlt und trägt fie noch friſch im 
Gedächtniß. Man weiß, daß ſie ihren Zweck ganz verfehlte. England 
wurde nichts weniger als „ruinirt. Es ſuchte und fand für ſeine Erzeug⸗ 
niſſe neue Abſatzmärkte die es auch nach Aufhebung der Continentalſperre 
behielt und dadurch ſeiner Verkehrsthätigkeit einen nie geahnten Aufſchwung 
gab. Auch der Continent konnte ihm nicht hermetiſch verſchloſſen werden; 
ſeine Waaren drangen trotz der 20,000 franz. Jollwächter überall ein, nur 
daß die feſtländiſchen Conſumenten die vielen Umwege und Schwierigkeiten 
durch enorme Kaufpreiſe bezahlen mußten. In Frankreich und auf dem 
übrigen, napoleoniſcher Herrſchaft unterworfenen Feſtlande, nahmen wohl 
einige Gewerbszweige einen künſtlichen Aufſchwung; im Ganzen aber lagen 
Handel und Gewerbe arg darnieder. Die Handelskriſen, Arbeitseinſtellun · 
gen, Bankerotte waren an der Tagesordnung. Der Gewerbs- und Handels⸗ 
ſtand klagte und drang allſeitig auf Aenderung; und Napoleon konnte mit 
feinen wahrhaft Faiferlihen Subſidien, die an einzelne Gefchäftsmänner oft 
bis zu der Höhe von 500,000 — 2,000,000 Fr. reichten, dem Uebel kaum 
eine augenblickliche und örtliche Linderung verſchaffen. Hiebei darf aber 
nicht unberückſichtigt bleiben, daß bei der damaligen ungeheuren Ausdehnung 
der franz. Herrſchaft, wenigſtens auf dem Continente ſelbſt, eine gewiſſe 
Handelsfreiheit herrſchte, indem die meiften feſtländiſchen Staaten einen Zol« 
verband bildeten, wobei die unvermeidlichen Uebelſtände der Continentalſperre 
zum Theil paraliſirt wurden. 

Mit Napoleon fiel endlich ſein national-ökonomiſches Monſtrum: die 
Continentalſperre. Wie der Waffenkampf, mußte auch der Tarifkrieg auf- 
hören. Uebrigens war ber lange Aufenthalt in England auf Ludwig XVIII. 
auch in diefer Beziehung nicht ohne Einfluß geblieben. Die königl. Ordo⸗ 
nanz v. 12. Aug. 1814 ließ eine liberale Zollreform erwarten. Der unge 
heute napoleoniſche Zoll auf Baumwolle wurde ganz abgeſchafft, für andere 
Artikel das Verbot durch mäßige Eingangszölle erſeßt, ein erhöhter Zoll für 
Eiſen nur zeitweilig geſtattet, um den Verluſt zu vermeiden, welchen 
eine ſofortige Freigebung der Einfuhr den franz. Eiſenfabriken und Nieder- 
lagen verurſachen könnte. Auch erklärte der Finanzminiſter, Baron Louis, 
in der Kammer, daß die Regierung die Prohibitionen als gemeinſchadlich, 
die hohen Zölle nur als zeitweilige Maßregel betrachte, um die augenblick 
lichen Nachtheile der franz. Industrie aufzuwiegen, daß ſie es dieſer aber 
zur Pflicht mache, der Erſparniß nachzuſtreben, ſich die einfachſten Fabrita- 
kionsweiſen und alle entdeckten oder zu entdeckenden Fortſchritte anzueignen, 
um bald auf eigenen Füßen gehen zu können. Die Regierung hoffe daher, 
ſchon in den nächſten Seſſionen die allmälige Herabſetzung der gegenwart 
gen hohen Zölle beantragen und erlangen zu können. 5 

Statt der Herabfegung kamen aber fortwährend neue Erhöhungen. 
Wie auf politiſchem, mußte Ludwig XVIII. auch auf nationalökonomiſchem 
Gebiete den Ultras ſeiner Partei nachgeben, namentlich den großen Grund · 
befigern, welche feine Hauptſtütze und die Mehrheit in beiden Kammern bike 
deten. Schon im März 1816 wurde die Einfuhr der Baumwolle neuer⸗ 


dings mit einem Zoll belegt; allerdings nur von 35 Fr. pr. 100 Kilo. 
Aber es gaben ſich bei der Verhandlung ſolche Anſichten kund, welche ge⸗ 
rechte Beſorgniſſe für die Zukunft einflößten. Der Deputirte Feuillant z. 
B. verlangte die Wiederherſtellung der Zünfte; v. Puymaurin die Zollerho⸗ 
hung auf Thee, weil „dieſes Getränk den Nationalcharakter des Franzoſen 
alteriren, eigentlich aber, weil es den Abſatz des Weins ſchmälerte. Außer⸗ 
dem wurde der Regierung das Recht der Hausſuchung nach verbotener 
Waare eingeräumt. Der neue Generaldirector der Zölle, Herr v. Saint 
Erica, war ganz eines Sinnes mit der Kammermehrheit und ſuchte die na⸗ 
polconifchen Verbote, welche der Kaiſer ſelbſt nur für eine politifche 
Nothwendigkeit, für ein augenblickliches Kriegsopfer ausgegeben, als bleibende, 
gemeinnützige und von der öffentlichen Meinung geforderte Maßregel hinzu⸗ 
ſtellen. „Die Prohibitionen n, äußerte er unter Ander m in der Kammerfigung 
v. 14. Fbr. 1817, vim Intereſſe unſerer Induſtrie eingeführt, wurden von 
dem öffentlichen Willen verlangt. Ob die Wiſſenſchaft ſie gut 
heiße oder verdamme: ſie finden im Erfolg ihre glänzende Recht 
fertigung !. 

Die bisherigen Verbote oder Zollerhöhungen hatten vornämlich Gewerbe 
und Handel »„beſchützt“; der Ackerbau war unbeachtet geblieben, zum Theil 
ſelbſt geopfert worden. Die Gunſt des Augenblicks und feine Macht be⸗ 
nutzend, ſchrie jetzt auch der Ackerbau nach „Schuß.“ Er begann mit dem 
wichtigſten Artikel, dem Korn. Die Einfuhr deſſelben war in Frankreich 
zu allen Zeiten frei geweſen, die Ausfuhr feit 1806 ſo lange frei, als der 
Hectol. nicht 24 Fr. koſtete, doch gegen einen Ausfuhrzoll, der nach dem 
Verkaufspreiſe zwiſchen 2—8 Fr. pr. Hectol. ſchwankte. Die Reſtaurations⸗ 
regierung hatte unterm 13. Sept. 1814 einen Gefetzvorſchlag unterbreitet, 
nach welchem Frankreich in 3 Zonen getheilt, und die Ausfuhr in den be⸗ 
züglichen Gebieten verboten wurde, wenn der Preis des Hectol. in der erſten 
Zone auf 23, der zweiten auf 21, der dritten auf 19 Fr. geſtiegen. Dieſes 
von beiden Kammern angenommene und am 4. Decbr. 1814 veröffentlichte 
Geſetz kannte keinen Ausfuhrzoll und ließ die Einfuhr ganz frei. Die Grund⸗ 
befiger klagten, daß Frankreich mit fremdem Korn „überſchwemmt! werde, 
und ſie dabei zu Grunde gehen müßten. Wiewohl kaum zwei Jahre ſeit 
einer fürchterlichen Hungersnoth verſtrichen waren (1817), wiewohl ſelbſt im 
Augenblick dieſer Klage (1819) der Hectol. Weizen noch in Marſeille mit 
21 Fr. bezahlt wurde, war der Minifter des Innern, Fürſt Decazes, doch 
ſo gefällig, den armen Grundbeſitzern zuliebe eine künſtliche und permanente 
Preisſteigerung herbeizuführen, indem er, zum erſten Mal in Frankreich, eine 
Beſchränkung der Einfuhrfreiheit beantragte (31. Mai 1819). Die Kam⸗ 
mern nahmen natürlich die Geſctzesvorlage mit Freuden an: die zweite mit 
134 gegen 28, die erſte mit 113 anweſenden Stimmen. 

Ermuthigt durch dieſen Erfolg, verlangte der Grundbeſitz bald auch für 
die Viehzucht hohe Schutzzölle. Der bereits genannte Generalintendant Saint ⸗ 
Cricq unterbreitete der Kammer ein neues Zollgeſetz (19. Januar 1822), 
von welchem er mit Recht hoffen durfte, daß es allen ſchutzzöllncriſchen An⸗ 
forderungen genügen werde. Denn während man bisher nur einzelne Ge⸗ 
werbszweige für ſchutzbedürftig erklärt hatte, ſtellte Saint⸗Cricq den Grund» 
ſatz auf, „daß alle Bodenerzeugniſſe, alle Anſtrengungen der Induſtrie 
durch Schugzölle und ſelbſt durch völlige Einfuhrverbote aufgemuntert werden 
müſſen.) Die Kammer fand aber die von der Regierung beantragten Zoll⸗ 
erhöhungen ungenügend, und beantragte eine weitere Erhöhung z. B. für 
oflindifchen Zucker, für Eiſen, für Hanf. Am übertriebenſten waren aber 
ihre Forderungen, und am hartnäckigſten beſtand ſie auf denſelben bezüglich 
der Vieheinfuhr. In ältern Zeiten war dieſe zollfrei geweſen; Colbert hatte 
fie mit einem Zoll von 3 Fr. br. Stück belegt, die Nationalverſammlung 
denſelben jedoch abgeſchafft, und die Republik wie das Kaiſerreich hielten die 
Zollfreiheit aufrecht. Die Neftauration hatte ſchon am 28. April 1816 den 
Colbertſchen Zoll mit einer geringen Erhöhung wieder hergeſtellt. Die Grund⸗ 
befiser klagten jedoch über zu ſtarke Einfuhr; die neue Geſetzesvorlage bean⸗ 
tragte, den Zoll auf das zehnfache, auf 33 Fr. pr. Stück, zu erhöhen. 
Sie waren aber hiermit keineswegs zufriedengeſtellt, und verlangten einen 
Zoll von 7I—110 Fr. Die beſcheidenſte Forderung, welche auch von beiden 
Kammern angenommen wurde, erhob ſich auf 55 Fr. pr. Stück, was einer 
Vertheuerung des Fleiſches um 7½ Cent pr. Pfund gleichkam. Und dieſe 
Vertheuerung wurde in einem Lande künſilich hervorgerufen, wo im Durch- 
ſchnitt nur 20 Pfd. Fleiſch jährlich auf den Kopf fielen, und 7 der ger 
ſammten Bevölkerung den Fleiſchgenuß nur vom Hörenſagen kannten! Das 
Geſetz wurde trotzdem in der zweiten Kammer mit 217 gegen 78, in der 
erſten mit 107 gegen 7 Stimmen angenommen. 

Trotz der Repreſſalien, welche auswärtige Staaten ergriffen, und durch 
welche der ausländiſche Abſatz franzöſiſcher Artikel bedeutend geſchmälert 
wurde; wiewohl der Miniſter Villele felbft bei feierlicher Gelegenheit aner ⸗ 
kannte, daß die Protection „mißbraucht! werde, unterließ man es doch nicht, 
auch in den nächſtfolgenden Jahren auf dem einmal eingeſchlagenen Pro⸗ 
tections vege rüſtig forte oder richtiger rückzuſchreiten. Doch ſchienen die libe⸗ 
ralın Reformen, welche Huskiſſon während der zwanziger Jahre in England 
anzuregen und durchzuführen begann, auch auf Frankreich rückzuwirken. In 
einer, auf Veranlaſſung der Gründung eines eigenen Handelsminiſteriums 
an den König gerichteten Adreſſe äußerte die Kammer von 1828 die beach. 
tenswerthen Worte: „Freiheit iſt das erſte Bedürfniß des Han. 
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dels und des Gewerbes. All das, was die Verkehrsfreiheit beengt, 
verſetzt dem Handel einen ſchweren Stoß, der allen Intereſſen fühlbar wird.“ 
Saint⸗Cricg ſelbſt, zum Handels minifter ernannt, begann nachgiebiger zu 
werden. Die Kammer ernannte im October 1828 eine aus 28 Mitgliedern 
"befichende Commiſſion, welche eine eigene Enquste über das ganze Schutz 
ſyſtem veranſtalten, und dem Ergebniß derſelben gemäß Reformvorſchläge 
machen ſollte. Die Commiſſion und der Miniſter erkannten das Gemeine 
ſchädliche des beſtehenden Syſteme; aber „im Angeſichte der in d 
und induſtriellen Unternehmungen betheiligten Intereſſen , d. h. in Folge des 
bedrohlichen Geſchreies, welches die Privilegirten erhoben, wagten ſie keine 
Aenderung zu beantragen, und alles blieb beim Alten. m 
— (Schluß folgt.) 


Rechts fälle. 
(Correſpondenz aus Hamburg.) 

Wenn die Kritik gerichtlicher Entſchtidungen in politiſchen Parlamenten 
von jeher für unangemiſſen geachtet iſt, weil jene Erkenntniſſe die Folge einer 
voraus beſtinunten, aus der Gleichheit Aller abgeleiteten Rechtsnorm ſein 
ſollen, während die Meinungen und Urtheile einer politiſchen Verſammlung 
ſich nach den verſchiedenſten Principien und Ereigniſſen beſtimmen: fo darf 
man gewiß gerechtes Befremden nicht verhehlen, wenn Entſcheidungen ham⸗ 
burgiſcher Gerichte im engliſchen Parlament nicht nur der Discuffion unter: 
zogen, fondern ſelbſt von der höchſten Stelle — der Miniſterbank — eine 
Kritik dahin erfahren haben, „daß ein derartiges Benehmen mit den Grund- 
ſazen des Völkesrechtes und des Rechts überhaupt in ſchneidendem Wider⸗ 
ſpruche ſtehe“, wobei unter dem gerügten Beuehmen zweifelsohne daejenige 
Verfahren gemeint iſt, welches den verurtheilten Partheien durch die gedachten 
Entſcheidungen angeblich vorgeſchrieben ſein ſoll. Unt den hier ausgeſprochenen 
Tadel zu motiviren, bedarf es lediglich einer Verweiſung auf die unantaſtbare 
Achtung, gegründet auf vorſtehende Unterſcheidung, welche die Erkenntniſſe 
engliſcher Richter unter Englands Volk und Regierung immer gefunden. 
Gleich unabhängige Gerichte fremder Nationen find eine gleiche Achtung, wie 
ſie den engliſchen nicht verſagt wird, auch in England zu fordern berechtigt. 
Es wird aber auch nicht ſchwer fein, durch Darſtellung der fraglichen Ver⸗ 
hältniſſe die Irrigkeit der fraglichen Kritik nachzuweiſen, und dadurch den 
Tadel zu begründen, 
ein Urtheil abgegeben iſt. 


den agrikolen 


daß ohne Kenntniß des Falles ein falſches Urtheil über 


Unſtreitig verdanken die Prozeſſe in Hamburg über Getreidelieferungen 


ab ruſſiſcher Häfen das Auſſehen, welches fie erregt, weſentlich dem bedeu⸗ 
tenden materiellen Jutereſſe — einem Haufe wurde allein die Bezahlung 
von 500,000 Mk. Bco. auf ultimo Mai alten Styls verweigert — über 
welches zu entſcheiden ſtand Das juriſtiſche Princip, welches durchſtehend 
zur. Anwendung gekommen, ft einfach dasjenige, daß beim Kaufcontract der 
eine Contrahent fein Recht auf die Gegenleiſtung nicht verliert, reſp. ſeine 
Verpflichtungen nicht erweitert werden, wenn dem anderen Contrahenten 
durch höhere Gewalt die Benutzung ſcines Rechtes überhaupt oder doch für 
eine — unbeſtimmte — Zeit unmöglich geworden iſt. — Die thatſächlichen 
Verhältniſſe find, wenn auch einzelne Abweichungen vorgekommen, durchweg 
die folgenden. Hieſige Kaufleute verkauften Getreide an andere Hieſige, 
welches zu beſtimmtem Termine in ruſſiſchen Häfen abzunehmen war. Zur 
Zeit der Abnahme waren die ruſſiſchen Häfen blockirt, die Käufer alſo außer 
Stande, das Getreide zu Schiffe zu verführen. Die Zahlung aber war auf 
einen beſtimmten Tag verſprochen, dieſe ward von den Verkäufern am fol⸗ 
genden Tage klagend gefordert, und lediglich zu ſolcher Zahlung, nicht etwa 
zur Abnahme der Waare oder gar zum Bruch der Blockade, ſind die Käufer 
nunmehr rechtskräftig verurtheilt. — Daß die hieſigen Verkaufer den Handel 
für ruſſiſche Rechnung effectuiren, wird nur ſelten der Fall ſein, in der 
Regel werden ſie längſt vor dem hieſigen Verkauf, in Rußland eingekauft 
haben. Um billig einzukaufen, muß man dort beträchtlich vorſchießen. Die 
hieſigen Käufer dagegen ſind nur zum geringeren Theil Speculanten. Die 
meiſten Ankäufe werden auf beſtimmten Auftrag inländiſcher deutſcher Hauſer 
gemacht, denen ein anderer Markt weniger gut convenirt und die hier durch 
einen Geſchäftsfreund ſpeculiren. In rechtlicher Beziehung liegen die Con- 
tracte freilich der Art, daß der Hieſige von dem Hieſigen kauft. Die Form, 
welche alle dieſe Contracte mittelſt der gedruckten Schlußnote angenommen, 
lautet: 
„Hamburg, den (October, November) 1853. Gekauft für Herrn . 
von Herrn ... 1500 € Tſchetwert Roggen, Weizen ac. Gewicht: 
B . . gute, geſunde, trockne, wohlgereinigte Waare. Qualität (Beſchrei 
bung oder Probe). Frei an Bord und frei aus: ab St. Peters⸗ 
burg (oder Riga). Disponible Mai a/ S. 1854, und abzunehmen bis 
ſpäteſtens ultimo Mai a/ S. 1854. Preis: Mk. Beo 
Zahlung: ein Drittel vom — (einige Tage nach Abſchluß der Note), 
3 Monate Actept, Reſt ullimo Mai a/ S. 1854, oder, wenn früher 
abgeladen, bei Einlieferung der Connoſſemenke, contant in Banca 
Mancherlei Abweichungen, wie z. B. „disponible und abzunehmen, 
wenn die Struſen von Beloi in Riga angekommen, oder „Zahlung des 
Neſtes bei Einlieferung von Connoſſementen ſpäteſtens ultimo Mai, u. ſ. w. 


fallen nicht eben ins Gewicht. 


zu deponiren. 


Der Antrag aller Verkäufer ging einfach auf Bezahlung ¼ Kauf 


preiſes, fällig am 12. Juni, laut Schlußnote; einige forderten noch proviſo ; 


riſche Vollſtreckung. f 
Die Käufer baten, 
Rückgabe des eingeſchoſſenen / vom Kaufpreiſe, eventuell um einen Aus⸗ 
lieferungsſchein, wonach die Waare bis 14 Tage nach aufgehobener Blockade 
(oder doch bis zur Beſeitigung derſelben) disponible ſein müſſe, und zur 
Sicherheit dieſes Scheines um Befugniß, jene / vom Kaufpreiſe gerichtlich 
f ö 

Auf der Rückſeite der angeführten Schlußnote finden ſich gedruckte 
Uſancen, welche einen integrirenden Theil des Contractes bilden. Zum beſſern 
Verſtändniß des Folgenden führen wir die in dieſen Proceſſen beſonders 
hervorgehobenen Paragraphen wörtlich an: | 
F. 1. „Unter „frei an Bord und frei aus iſt zu verſtehen, daß 
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den Handel für annullirt zu erklären und um 
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die Waare frei von allen Koſten auf flottem Waſſer an Bord geliefert 


wird, fo daß das Schiff in See gehen kann. 
. „Iſt ein Schiff zur Abnahme rechtzeitig angenommen und 
abgegangen, d. h. mit Rückſicht auf die Diſtance der vom Schiffe nach dem 


Abladeplatze zu machenden Reiſe, fo. fell eine verſpätete Abnahme von vier 
Wochen nach dem Abnahmetermine dem Käufer nicht präjudiciren und ſollen⸗ 


ihm nur die üblichen Lagerkoſten zur Laſt fallen. — Bei nicht rechtzeitiger 
oder Nichtengagirung eines Schiffes treffen den Käufer ohne weitere Anzeige 
oder Aufforderung, die Folgen des Verzuges vom beſtimniten Abnahme 
termine an.“ 

§. 3. „Hat der Verkäufer zur Zeit, wann die Waare disponible iſt, 
die Lagecſtelle dem Käufer aufgegeben, ſo iſt bei etwa entſtehendem Brande, 
Sturmfluth oder ſonſtigen Naturereigniſſen, nur der Schaden nach dem 
Börſenpreiſe der Waare am Tage des Brandes ꝛc. von Erſterem zu ver⸗ 
güten. Ein von Seiten der Landesregierung vor dem Abnahmetermine etwa 
erſcheinendes Ausfuhrverbot hebt den Handel von ſelbſt auf, jedoch ſicht es 
in ſolchem Falle dem Käufer frei, inſofern er ſogleich nach der Publikation 
des Verbotes ſich auf Anfrage des Verkäufers dahin erklärt, die Waare zur 
Stelle zu behalten und zu empfangen.“ 

§. 4. „Auf Verlangen des Käufers iſt der Verkäufer verpflichtet, die 
5 unentgeltlich zu beſorgen.“ 

065 
entſtehen Differenzen wegen Qualität und Gewicht u. ſ. w. — — 4, 

8. 8. „Auf Lieferung im Frühjahre heißt ſpäteſtens den 15. März 
disponible. Wenn die Schifffahrt nicht 14 Tage vor dem ſtipulirten Ab⸗ 
nahmetermine am Abladeplatze eröffnet iſt, ſo wird derſelbe bis 14 Tage 
nach daſelbſt wiederhergeſtellter Schifffahrt ausgedehnt — —u 


„Beſorgt der Käufer den Empfang an Ort und Stelle und es 


Die Käufer begründeten ihren Antrag auf Aufhebung des Geſchäftes- 


wegen Unmöglichkeit der Erfüllung auf die notoriſchen Kriegszuſtände, wo⸗ 
durch, ſeitdem die Schifffahrt ab und von den ruſſiſchen Oſtſee-Häfen vom 
Eiſe frei, das Ein⸗ wie das Auslaufen von Schiffen in denſelben per⸗ 
wehrt ſei, indem nicht nur ſeit deelarirter Blockade (für Riga 15. Mai) 
höhere Gewalt die Abnahme der Waare hindere, ſondern vorher bereits — 
ausweiſe einer Menge von Documenten — Schiffe von den vereinigten 
Flotten zurückgewieſen ſeien und es in Folge ſolcher Thatſachen, der War⸗ 
nungen deutſcher Regierungen (Hamburg, Preußen) der ſtrengen Grundfäge 
der Engländer im Falle cines Blockadebruches unmöglich geworden, auch 
nur ein Schiff nach den ruſſiſchen Oſtſeehäfen zu chartern. Die Käufer 
ſuchten aus den 59. 1, 2, 3, 4 und 8 der Schluß note⸗Uſancen zu dedu⸗ 
ciren, daß der Zweck des Handels, wohin beide Theile zu wirken, Ver⸗ 
ſchiffung der verkauften Waare ſei und machten es geltend, daß die Un; 
möglichkeit der Erfüllung (wenigſtens der Erfüllungsart Preuß. Land⸗N. I. 
5, 364, 365, 373) das Geſchäft aufhebe, namentlich dann, wenn die 
höhere Gewalt, deren Folge die Unmöglichkeit iſt, eine allgemein wirkſame, 
nicht den einzelnen Contrahenten allein treffende iſt. 

Der zweite Antrag derſelben ſtützte ſich darauf, daß ſie die Folgen des 
juriſt. Verzuges in der Abnahme nicht treffen könnten, weil ihnen kein Ver⸗ 
ſchulden in Verzögerung zur Laſt falle (mora culpa vorausſetze), daß alſo 


doch bis nach Aufhebung derſelben. 

Von untergeordneten! Intereſſe waren die Einreden, daß zuviel ge⸗ 
fordert ſei — die Verladungskoſten ſteckten im Kaufpreiſe; um dieſe be⸗ 
reicherten ſich die Verkäufer, wenn nicht verladen werde — und daß die 
äh Handelsger. Ordn. eine proviſoriſche Vollſtreckung nur zur Depo⸗ 
tion, nicht zur Zahlung kenne. In dieſen beiden Punkten hatten die Be 
klagten Necht. f 

In der Replik beſtritten die Kläger die Exiſtenz der höheren Gewalt 
in der Maße, daß dadurch die Verſchiffung der Waare unmöglich gewor⸗ 
den. Nachgewieſen wurde, daß einzelne Schiffe im Frühjahr Petersburg 
und Riga ein⸗ und ausgelaufen, einzelne Abweiſungen von Schiffen be⸗ 
gründeten die höhere Gewalt nicht in einer alle Contracte aufhebenden Weiſe. 
Vorgeworfen ward, daß wenn nur die Käufer rechtzeitig die hohen Frach⸗ 
ten hätten bezahlen wollen und nicht grade die Abnahme auf die letzten 
Tage verſchoben hätten, der Contract in ihrem Sinne ausführbar geweſen. 

Angenommen dann, die Blockade hindere wirklich die Verſchiffung der 


die Verbindlichkeiten der Verkäufer für die Disponibilität der Waare be⸗ 
ſtehen bleiben bis (nach $. 8) 14 Tage nach Beſeitigung der Blockade oder 
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ſeien zu ſondern. 
der Leiſtung des anderen Contrahenten, 
hindert ſei, er doch nicht von feiner Gegenleiſtung, e 
Pflichten, befreit werde. Der Contract ſel darum nicht aufgehoben, weil 
dne einzelne in ihm liegende Obligatio unausführbar geworden. 
land ſei der Erfüllungsort des Contractes; 
dort Getreide zu liefern, die Pflicht der Käufer 
„Zweck den ſie vorzüglich im Auge gehabt (Ausfuhr zur 
könne. 
Und wenn auch Ausfuhr der Zweck der Beklagten war, ſo N 
abgeſehen davon, daß es nach 8. 3 der Schluß⸗ 
note auch ihr Zweck fein 


hoben erklärt. 


1 


als Zweck des ganzen Geſchäfts 


5 


werde. 


wenn z. B. mehrere Schiffe nach 
Weiteres das Riſico der Waare. U 
für die Verſchiffung zu ſorgen, ſo müßte er den Börſenpreis erſetzen, wenn, 
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Waare, fo wäre das ein Caſus der die Käufer treffe. Nechte und Pflichten 


die Pflicht der Verkäufer ſei 
hier zu bezahlen. Der 
die eine Partei den 
See) nicht zeahfiren 
Denn der Zweck der Kläger war lediglich Getreide zu verkaufen. 


Zweck des ganzen Geſchäfts ſei nicht verfehlt, wenn auch 


zu Lande nicht benommen, 
könne in Rußland mit der Waare zu ſpeculiren. 
Wegen bloßer Erſchwerung eines von dem einen Contrahenten vornämlich 
beabſichtigten Zwecks werde nach keiner Autorität das Geſchäft für aufge⸗ 
Der Zweck die Waare auszuführen ſei aber nur in der 
Welſe erſchwert, daß die Ausfuhr zu Schiff beſchränkt ſei. Wenn wirklich 
Lieferung von Getreide frei an Bord und 
frei aus ab Riga (Petersburg) wäre, fo ſeien die Verkäufer nicht behindert 
ſo zu liefern, da fie ſicher im Hafen abliefern könnten. Die Vorbedingung 
ihrer Lieferung wäre aber, daß von der andern Seite Schiffsbord geſtellt 
Die Pflicht der Verkäufer an Bord zu liefern falle weg, da die 
Vorbedingung, daß Schiſſe geſtellt ſcien, nicht erfüllt worden. Es beweiſe 
die Schlußnote zur Genüge, daß nur für den Fall, daß der Käufer ver⸗ 
ſchiffen welle, der Verkaufer ihm darin gewiſſe Handreichungen, als an 
Ort und Stelle vertreten und dazu wohl im Stande, zu leiſten habe. 
F. 1 der Schlußnote thue dar, daß die eigentliche Bedeulung des „frei an 
Bord und frei aus“ wäre, daß der Verkäufer die Koſten bis an Bord zu 
beſtreiten habe. — Nach 8. 2 erhalte der Käufer nur einen Reſpit von 
4 Wochen wenn das rechtzeitig engagirte Schiff untergeht ꝛt., fpäter — 
einander verunglücken — treffe ihn ohne 
Wenn es Sache des Verkäufers wäre, 


die Waare im Beſtimmungshafen nicht ankomme, er hafte ſoweit aber nur 
wenn dieſelbe in 4c vor der rechtzeitigen Abnahme ein Schaden treffe. 

Nichts beweiſe deutlicher, daß höhere Gewalt, welche die Verſchiffung 
hindere, den Handel nicht aufhebe, als die Ausnahme die hinſichtlich eines 
von der Landesregierung erlaſſenen Ausfuhrverbotes gemacht ſei. Die Aus⸗ 
nahme beſtarke die Regel. Blockade ſtehe dem Ausfuhrverbot erſichtlich 
nicht gleich, ſie hindere den Export zu Lande nicht. 8. 4. Da hier aus⸗ 
drücklich beflimmt ſei, daß der Verkäufer die Verladung unentgeltlich zu be⸗ 
ſorgen habe, ſo liege es zwiſchen den Zeilen, daß er an ſich und weiter für 
die Verſchiffung nicht zu ſorgen habe. F. 6. Daß bei Geſchäften, die auf 
die vorliegende Schlußnote abgeſchloſſen, viel Getreide in loco empfangen 
werden müffe — freilich in den meiſten Fällen, wenn ab deutſcher oder 
däniſcher Hafen zu liefern — ergebe die Aufnahme dieſer Beſtimmung. 
$. 8. Die Worte, wenn die Schifffahrt nicht — — eröffnet iſt, ſeien er⸗ 
ſichtlich mit den voraufgehenden „im Frühjahr“ zuſammenzuleſen, ſie be⸗ 
ziehen ſich nur auf Eis im Frühjahr. 14 Tage wären beſtimmt, da man 
erſt zu chartern pflege, nachdem die Nachricht, daß das Eis am Abladeplatz 
geſchmolzen, eingelaufen. Niemand ſei es bisher eingefallen, bei Lieferungen, 
die für den Herbſt geſchloſſen und durch Eis gehindert werden, jene Stipu- 
lation zu Gunſten der Käufer heranziehen zu wollen. 

Der zweite Antrag der Käufer wurde als mit den obigen Principien 
zuſammenfallend bezeichnet. Es komme nach der Schluß note gar nicht auf 
eine Verſchuldung jener an, ſondern darauf, daß beſtimmte contracliche Folgen 
ſtipulirt ſcien, im Falle beſtimmte Handlungen von ihnen nicht erfüllt wor⸗ 
den. „Bei nicht rechtzeitiger oder Nichtengagirung eines Schiffes treffen 
den Käufer ohne weitere Anzeige oder Aufforderung die Folgen des Verzugs 
vom beſtimmten Abnahmetermin an“. Die Verhaftung der Verkäufer für 


die Waare vor dem Abnahmetermin werde nicht nach demſelben prorogirt, 


leicht ein kleineres Uebel ſein, als die Verpflichtung, 


ihnen alſo eine ausgedehntere Verpflichtung nicht aufgebürdet, well etwa un⸗ 
verſchuldeter Weiſe der Käufer die ihm obliegende Abnahme rechtzeitig nicht 


In Ruß- 


ſet ihnen dieſelbe 


Entſcheidend wäre, daß wenn Jemand in der Benutzung 
in der Ausübung feiner Rechte, ger | 
der Erfüllung feiner | 


i 


vorgrnommen. Nur für Atgliſt und grobe Fahrläſſigkeit komme nach dem 
Abnahmetermin der Verkäufer auf Eine Aufhebung des Contractes könne 


Jahre lang die Waare 


disponible zu halten. h ‚ m . 
"Die Käufer verſuchten in der Duplik zunächſt die Eriſtenz der höheren 


8 iter zu documentiren, fie führten im Detail die ſtrengen Grund⸗ 
En: Gugländer hinſichtlich des Blockadebruches aus und baten mehreren 
Beweis, wenn nicht Genügendis vorgelegt, über das Vorhandenſein der 
Blockade nachzulaſſen. Im Princip wurde vertheidigt, daß die Abſtraction, 
vermöge deren von der Gegenſeite Rechte und Pfüchten auseinander geriſſen 
würden, ein zweiſeitiger Contract wie zwei einſcitige de werden ſollten, 
die Idee aller zweiſeitigen Contracts verhältniſſe zerflöre. Leiſtung und Gegen⸗ 
leiſtung ſeien in den letzteren untrennbare Döttel zur Erreichung eines ge⸗ 
meinſchaftlichen Zwecks, deffen Unmöglichkeit den Wiang 2 ie 
ſchäft, aufhebe. Wollte man das gelten laſſen, daß der Zwe 1 erkäufer 
nur der ſei, Geld für ihre Waare zu erhalten, ſo würde man damit leicht 


gemeinſame Zweck aber ſei Ausfuhr von Getreide, geliefert ufrei 


über alle Differenzen über Wirkungen des casus hinwegkommen; der eine 
Contrahent habe regelmäßig nur Zahlung zu fordern. Allein das Entſchei⸗ 
dende ſei der gemeinſame Zweck eines Geſchäftes, auch dann, wenn dieſer 
für den einen Contrahenten nur Mittel zu ſeinem Hauptzweck wäre. Dieſer 
an Bord 
und frei aus, daß das Getreide zu Lande abgenommen werden könne, ſei 
etwas Geringeres als verſprochen worden, das ſich die Käufer daher nicht 
gefallen zu laſſen brauchen. Es wäre die Verpflichtung der Verkäufer, das 


Getreide ſo zu liefern, daß es von den Käufern frei in See geführt werden 
könne. Wenn es richtig ſei, daß wenn jemand bedingt verpflichtet wäre und 
der Bercchtigte hinderte die Bedingung, ſolche Verpflichtung ceſſire, ſo ſetze 
das doch eine verſchuldete Behinderung an Seiten des Berechtigten voraus. 
Werigſtens, wenn kein Verſchulden die Urſache der Behinderung, gelte ſie 


gegen den- Berechtigten nicht, wenn ſolche in impedimenla naturalia 
Ereigniſſen, die außer dem Gewaltkreiſe des Einzelnen liegen — zu finden. 
Wenn es daher unmöglich durch abſolute Hinderniſſe für die Käufer geweſen, 
Schiffsräumte zu ſtellen, ſo falle die Virpflichtung der Verkäufer, frei auf 
floltem Waſſer an Bord zu liefern, ſo daß das Schiff in See gehen kann, 
nicht weg. Ein Anwalt der Käufer ging ſo weit, zu behaupten, daß nach 
der Schlußnote Verkäufer gar nicht anders als durch Verſchiffung zu liefern 
berechtigt fein; ein anderer bezeichnete die Verſchiffung als eine Qualität 
der Waare, in deren Berückſichtigung der Handel abgeſchloſſen. §. 1. der 
Schluß note habe eben den weſentlichen Inhalt, daß der Verkäufer für die 
Ausführung der Verſchiffung ſich verbindlich gemacht. F. 2 beſtimme über 
einen Zufall der in der Perſon des Käufers cintrete. Nach Billigkeit ſolle 
ihm eine Friſt gegeben werden, wenn das gecharkerte Schiff untergehe. Wenn 
ein zweites und drittes verunglücke, wäre ihm entſprechend weitere Friſt zu 
gewähren. Denn nur, wenn er ſich verſchuldeter Weiſe in mora befinde 
(man ſehe den Schluß des §), treffen ihn die Nachtheile des Verzugs. 
§. 3 behandele umgekehrt den in der Perſon des Verkäufers eintretenden 
Zufall und auch hier würden die Folgen deſſelben angemeſſen moderirt. — 
Einem Ausfuhrverbot der Landesregierung ſtehe die Blockade gleich. Die 
Schlußnote unterſcheide zwiſchen Hinderniſſen die in der Perſon des einzelnen 
Contrahenten eintreten, und ſolchen die allgemeiner Natur ein abſolutes Hin⸗ 
derniß der Erfüllung bilden. §. 2 und 3 (im Anfang) enthalten Beiſpiele 
für die erſteren, §. 3 (am Ende) und §. 8 für die letzteren. Zwiſchen 
Blockade und Ausfahrverbot gebe es im merkamiliſchen Intereſſe keine Dif⸗ 
ferenz, das eine Hinderniß komme von außen, das andere von innen; die 
Wirkung ſei gleich. Daß das Ausfuhrverbot von der Landesregierung er⸗ 
laſſen fein müſſe, wäre ohne Relevanz, da die blockirenden Flotten, wie jeder 
Feind, das occupirte Terrain legitim beherrſche. Wenn es die eigentliche 
Bedeutung dieſes F. fein ſolle, daß der Käufer nach Wahl verſchiffen oder 
zu Lande abnehmen könne, ſo bedürfte es gewiß keiner Beſtimmung, daß 
er im Fall eines Ausfuhrverbotes in loco empfangen könne. Der Sinn 
wäre vielmehr: der Zweck des Handels iſt Verſchiffung der verkauften Waare. 
Ein allgemeines Hinderniß hebt den Handel auf. Eine Ausnahme von die⸗ 
ſer Aufhebung ſoll es ſein, daß der Käufer im Fall des Ausfuhrverbotes, 
um etwa die Conjunctur im Lande benutzen zu können, in loco empfangen 
dürfe. Dieſe Ausnahme fege alſo an ſich die Nichtverbindlichkeit des Han⸗ 
dels voraus. 4 beſtimme wiederholt, daß der Verkäufer für die 
Verſchiffung keine Koſten zu berechnen habe. 8. 6 komme für Verkäufe ab 
Rußland, in dem Sinne, daß nicht verſchifft werde, eigentlich nie zur An⸗ 


wendung. 8. 8 Eröffnete, wiederhergeſtallte Schifffahrt ſei allgemein zu 
verſtehen. Allgemtine Worte wären in ihrer allgemeiner Bedeutung zu ver⸗ 
ſtehen, der Wille komme nicht in Betracht, wenn die Worte nicht zweideu⸗ 
fig ſeien. Das Eröffnete müffe offen fein. Eis und Blockade verhinderten 


gleichergeſtalt die Annahme einer eröffneten Schifffahrt. 

Für den zweiten Antrag wurde geltend gemacht, daß ein Recht auf 
einen Auslieferungsſchein überhaupt den Käufern nicht zu beſtreiten ſei. 
Wäre die Lagerſtelle der Waare aufgegeben, To hafte in Gemäßheit §. 3 
der Note der Verkäufer für Unfälle vor der Ablieferung mit der Beſchrän⸗ 
kung, daß er nicht über den Börſenpreis verantwortlich ſei. Dieſe Ver⸗ 
antwortlichkeit gehe mit dem Abnehmetermin nur in Folge eines ſchuldvollen 
Verzuges auf die Käufer über (F. 3 am Ende). Was die Käufer zu prä⸗ 


ſtiren haben, die Abnahme, iſt ein lacere (Thun). An dieſer Verpflichtung 


zum Handeln ſind ſie durch höhere Gewalt, nicht durch ihr Verſchulden 
gehindert, ſie dürfen alſo nicht dadurch beſtraft werden, daß ſie den Ver⸗ 
käufern deren Verantwortlichkeit für die Waaren abzunehmen haben. Dem⸗ 
gemäß ſei der Schein — durch Depoſition geſichert — wie verlangt aus⸗ 
zuſtellen. 5 

Vielfache Bemerkungen, zu denen die Verhandlung von mehr als 20 
Proceſſen die Gelegenheit bot, übergehen wir und führen den weſentlichen 
Inhalt des in allen Sachen conformen handelsgerichtlichen Erkenntniſſes an, 
welches unter dem 21. v. M. vom Obergericht ohne Mehreres, „aus den 
darin entwickelten Gründen, unter Verurtheilung der Appellanten in die 
Koſten, beſtätigt“ iſt und damit die Rechtskraft beſchritten hat. 

Erkannt wurde: 

„da die, bei beklagtiſcherſcits nicht erfolgter Stellung eines Schiffes, für die 

Kläger eingetretene Unthunlichkeit, die Lieferung der fraglichen Waare durch 
Verladung an Schiffsbord zu beſchaffen, den Beklagten ein Recht 


7 


ſich von dem Handel loszuſagen, ſelbſt dann nicht gewähren würde, wenn 
auch wirklich der eingetretene Kriegeruftand jede Möglichkeit zu (Riga ıc.) 
ein Schiff zur Verladung bereit zu halten, ausgeſchloſſen hätte, 

„weil es ja nur die Sache der Beklagten war, bei Abſchluß des Handels 
die Eventualitäten zu erwägen, welche ſie behindern könnten, die nothwendige 
Bedingung der Verwirklichung ihres Rechtes darauf, daß ihnen die Waare 
an Schiffsbord geliefert werde, zu präſtiren, 

„es aber viel weniger noch zweifelhaft fein kann, daß wenn die Beklagten an 
ſich ſchon, wie in dem in der Schlußnote bedachten Falle eines Aus⸗ 
fuhrverbotes auch in dem Falle einer die Werſchiffung der Waare 
behindernden Blockade des Lieferungsplatzes von der Erfüllung des Han- 
dels liberirt ſein, oder doch auf eine erweiterte Verbindlichkeit der Kläger 
Anſpruch haben wollten, ſie ſolches bei Abſchluß des Handels — wie jedoch 
weder durch die im §. 8. der Schlußnote⸗Bedingungen enthaltene Beſtim⸗ 
mung, noch nach deren §. 1. durch die Stipulation, daß die Waare ab 
frei an Bord und frei aus zu liefern, geſchah — hätten ausbedingen 
müſſen, 

„indem ja ohne beſondere Vereinbarung der eine Contrahent auf Grund ein⸗ 
getretener caſueller Umſtände, welche für ihn bei Erfüllung des Handels un- 
erwartete Nachtheile herbeiführen, weder zum Rücktritt von dem Handel, 
noch zu irgend welchem Entſchädigungsanſpruche, der ſich nicht auf bloße 
Ausgleichung poſitiver Bereicherung mit ſeinem Schaden beſchränkt, gegen 
den anderen Contrahenten berechtigt iſt, 

„da ſonach der klägeriſche Anſpruch auf beklagtiſche Berichtigung des Kauf 
preiſes, ſoweit derſelbe noch rückſtändig iſt, als völlig begründet erſcheint,“ 

„die Kläger jedoch gegen erfolgende Zahlung die Ertheilung eines 
Auslieferungsſcheines nicht verweigern können,“ 

„wobei aber zu berückſichtigen iſt, daß alle ſeit ultimo Mai alten Styls, als 
dem in der Schluß note ſtipulirten Abnahmetermin, wegen nicht erfolgter 
Abnahme der fraglichen Waare erwachſenen Koften, ſoweit fie bona fide 
aufgewendet wurden, den Beklagten zur Luft kommen, “ 

„daß Beklagte — gegen klägeriſche Ertheilung eines geeigneten, dem 
Obigen entſprechenden Auslieferungsſcheins in Betreff der fraglichen — 
Tſchetwert — — die libellirten Beo. Mk. — — ſammt Zinſen vom 
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flen den Klägern s. p. execut. — zu bezahlen b 
ſchuldig.“ f f 2 07 
»Es bleiben übrigens den Parteien, fofern demnächſt zu — — gegen Extra: f 
dirung und Quitirung des Auslieferungsſcheines und Vergütung der Koften, 
die Lieferung der Waare aus irgend welchem Grunde, alſo namentlich auch f 
wegen eines etwaigen Caſus, von welchem inmittelſt die Waare betroffen | 
wurde, nicht geſchehen, oder andererſeits die Abnahme derſelben nicht erfolgen | 
ſollte, ſowie auch für den Fall etwaiger Differenzen hinſichtlich Qualität, 
b 
| 
‘ 
| 


Klagetage und den Ko 


Gewichts oder Beſchaffenheit der Waare oder hinſichtlich des Betrags der den 
Beklagten zur Laſt kommenden Koften, und nicht minder, ſofern etwa. da 
durch, daß die Lieferung nicht durch Verladung geſchieht, den Klägern Koſten 
erſpart werden, quae vis compelentia in quantum de jure vorbehalten.) 

In einer Anzahl von Exkenntniſſen erfolgte dann noch die Verfügung 
proviſoriſcher Vollſtreckung nach Maßgabe Art. 35. der Handelsgerichts⸗ 
Ordnung. 

Zum Schluß eine Mittheilung aus der Politik. Die ruſſiſche Regie ⸗ 
rung iſt, wie Wohlunterrichtete behaupten, lange in Zweifel geweſen, ob nicht 
für die Oſtſeehäfen, wie bereits für die Häfen des Schwarzen Meeres dar 
mals erlaſſen, ein Ausfuhrverbot von Getreide anzuordnen wäre. Die 
fraglichen Geſchäfte wären dadurch nach §. 3 der Schlußnote annullirt, 
Sicherem Vernehmen nach hat eine Anfrage bei den nicht feindlichen Re⸗ 
gierungen darüber, ob ein ſolches Ausfuhrverbot erwünſcht ſei, die Antwort 
zur Folge gehabt, daß es keineswegs willkommen wäre. Von ſehr weſent⸗ 
lichem Einfluß ſoll die ablehnende Erwiederung des Hamburgiſchen Senats 
geweſen ſein. Wenn einige auch die Intereſſen der Verkäufer, dem Rathe 
nahe verwandt, darin vertreten ſehen wollten, dürfte andere Auffaſſung die 
Befürwortung der Erhaltung des status quo nur der Unparteilichkeit ange⸗ 
meſſen erachten. 

Wundern darf man ſich aber doch wohl, daß während längſt vor An— 
ſtellung der Prozeſſe am neutralen Platz, wie die gerichtliche Entſcheidung 
fallen müſſe, unter Regierungen erkannt war, und davon der engliſchen eine 
Mittheilung durch ihre Agenten ſchwerlich entgangen ſein kann, daß letztere 
nach erfolgten Erkenntniſſen ein fo plumpes Erſtaunen, wie oben erwähnt, 
über den Inhalt ſolcher Entſcheidungen zu kund gegeben hat. 


Verſicherungsweſen. 


Lebens⸗ und Renten⸗Verſicherung. 
Actien⸗Geſellſchaften und Gegenſeitigkeits-Anſtalten. 
(Eingeſandt.) 


Die Frage, ob Lebens- oder Renten- Verſicherungs anſtalten zweck mä⸗ 
ßiger mit einem Actiencapital begründet oder auf das Princip der Gegen- 
ſeitigkeit baſirt werden, iſt wegen des bedeutenden Einfluſſes, welchen die 
Errichtung einer Anſtalt in der einen oder in der andern Weiſe auf die 
geſaaimten Geſchäftsverhältniſſe der Anſtalt ausübt, von fo allgemeinem In⸗ 
tereſſe, daß wir wohl darauf rechnen dürfen, einige Spalten Ihres geſchäßten 
Blattes der Erörterung dieſer Frage geöffnet zu ſehen. 

Wir nennen eine Lebens⸗ oder Renten ⸗Verſicherungsanſtalt zweckmä⸗ 
ßig eingerichtet, wenn die Intereſſen der bei ihr Verſicherten 
in jeder Beziehung gewahrt ſind;z denn nur dann kann die An⸗ 
ſtalt auf eine zahlreiche Benutzung rechnen, ohne welche die ſämmtlichen 
Intereſſenten der Anſtalt Capital und Arbeit fruchtlos verſchwenden würden. 
Zur Wahrung der Intereſſen der Verſicherten iſt es nothwendig, 

daß einmal die Verſicherungs anſtalten eine vollſtän⸗ 
dige Garantie dafür bieten, daß die Verſicherungen unter 
allen Umſtänden, alſo ſelbſt dann, wenn vor Ablauf der⸗ 
ſelben die Geſchäftsthätigkeit der betreffenden Anſtalt 
eingeſtellt werden ſollte, ganz im Sinne der Verſicherungs— 
anträge in Vollzug geſetzt werden, 


und daß dann auch die Beſteuerung der ſämmtlichen 
Verſicherten eine im Verhältniſſe zu den verſicherten Be⸗ 
trägen möglichſt billige ſei. 

Um alſo die im Eingange geflelite Frage beantworten zu können, müfe 
ſen wir unterſuchen: inwieweit Actienunternehmungen, inwieweit Gegenſeitig⸗ 
keitsanſtalten dieſen beiden Hauptbedingungen zu entſprechen vermögen. 

Die vollſtändige Sicherſtellung der Verſicherten in der angegebenen 
Weiſe wird dadurch erreicht, daß ſowol das Capital, welches zur Deckung 
aller Verbindlichkeiten einer Anſtalt — wir werden es in der Folge das 
„Betriebscapitala nennen — in Caſſa gehalten werden muß, als auch 
der Fonds, welcher zur Ergänzung des Betriebzcapitals, wenn ſolche 


aus irgend welchen außerhalb der Berechnung liegenden Gründen nothwen⸗ 
dig werden ſollte, zu bilden iſt — der ſogenannte Sicherheitsfonds — 
nach richtigen Principien feſtgeſtellt wird. Die Grundfäge für die Feſtſtel⸗ 
lung des Betriebscapitals ſind bei den auf Gegenſeitigkeit beruhenden An⸗ 
ſtalten dieſelben, wie bei den mit einem Actiencapital begründeten, und wer⸗ 
den deßhalb erſt in einem folgenden Abſchnitte zur Beſprechung kommen. In 
Bezug auf die Bildung eines Sicherheits fonds dagegen iſt das Vorhanden⸗ 
ſein oder der Mangel eines Actiencapitals von weſentlichem Einfluffe, 

Die Vorfälle, durch welche eine Ergänzung des Betriebscapitals noth⸗ 
wendig werden kann, ſind: eine zu ſchwache Benutzung der Anſtalt; das 
Eintreten einer außergewöhnlichen Sterblichkeit; Capitalsverluſte bei Aus⸗ 
leihung der Caſſenbeſtände, durch Coursdifferenzen ꝛc. 

Sobald die Zahl der bei einer Anſtalt Verſicherten fo gering iſt, daß 
die aus der betreffenden Sterblichkeitstabelle hervorgehenden Sterblichkeitsver⸗ 
hältniſſe keinen Maßſtab mehr für die wahrſcheinliche Sterblichkeit unter den 
Verſicherten abgeben, iſt es nur dem Zufalle zuzuſchreiben, wenn die von den 
Verſicherten geleiſteten Einzahlungen zur Zahlung der fälligen und zur Deckung 
der laufenden Verbindlichkeiten der Bank ausreichen, während mit Sicherheit 
darauf zu rechnen iſt, daß zur Deckung der nothwendigerweiſe nach einer 
zahlreicheren Betheiligung bemeſſenen Verwaltungskoſten keine oder wenigſtens 
nur ſehr geringe Ueberſchüſſe verbleiben werden. Es wird in dieſem Falle 
ein Deficit entſtehen, welches bei einer fortdauernd zu ſchwachen Benutzung 
von Jahr zu Jahr wachſen, bei einer ſich ſteigernden Betheiligung allmälig 
aus den Ueberſchüſſen getilgt werden wird. Eine neu begründete Verſiche⸗ 
rungsanſtalt, welche auf den Ruf der Solidität Anſpruch machen will, wird 
alſo entweder nicht eher Verſicherungs verträge abſchließen können, als bis eine 
hinreichende Anzahl von Verſicherungsanmeldungen eingegangen iſt, oder die⸗ 
felbe wird das Einhalten der von ihr übernommenen Verbindlichkeiten durch 
einen gleich bei ihrem Entſtehen vorhandenen Sicherheitsfonds, d. h. durch 
ein Actiencapital, garantiren müſſen. 

Wir ſind weit entfernt, Normen zur Feſtſtellung der für die Sicherheit 
einer Anſtalt nothwendigen Zahl der vor Abſchluß von Verſicherungsverträ⸗ 1 
gen geſchehenen Verſicherungsanmeldungen geben zu wollen, ja ſolche Normen 
auch nur für möglich zu halten; aber das ſind wir überzeugt, und das wird 
uns, wenn ſchon die Zahlen ganz willkürlich gegriffen find, Jeder zugeben, 
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0 der mit dem Entſtehen und der Anwendung der Sterblichkeitstabellen vertraut 
und nicht bei einer Gegenſeitigkeitsanſtalt intereffirt iſt, die eine geringere Jahl 
von Verſicherungsanmeldungen für ſicherſtellend angenommen hat, daß eine 
Anſtalt, welche mit weniger als 500 auf gleiche, im Verhältniſſe zur gan⸗ 

d zen Anlage der Anſtalt ſtehende Beträge und auf gleichen Grundlagen Ver⸗ 
ſicherten, oder mit weniger als 1000 auf verſchiedene Verſicherungsbeträge, 

1 deren Maxima jedoch etwa den fünffachen Werth der Minima nicht über⸗ 

t flägen dürfen, aber auf gleichen Grundlagen Verſicherten den Abſchluß von 

4 Verſicherungsverträgen ohne Deckung durch einen Sicherheitsfonds beginnt, 

1 mit den Einzahlungen der im Anfange Beigetretenen ein unverantwortliches 

n Glücksſpiel treibt. Bedenkt man nun noch, daß die bei Gründung einer 

Anſtalt nothwendigen Berechnungen, die Entſchädigung der Begründer für 

9 die von denſelben aufgewendete und, wo es ſich nicht um bloße Auszüge 

„aus den Statuten einiger beſtehender Geſellſchaften handelte, nicht gering au⸗ 

zuſchlagende Zeit und Mühe, die Herbeiſchaffung einer hinreichenden Anzahl 

von Berfiherten und Anderes mehr bedeutende Koſten verurſachen, welche 
bei einer Gegenſeitigkeitsanſtalt nothwendiger Weiſe von den im Anfange 

„Verſicherten getragen werden müſſen, fo muß man zu der Ueberzeugung ge⸗ 

langen, daß bei der großen Zahl der gegenwärtig beſtehenden Lebens- und 
Renten⸗Verſicherungsanſtalten jede neu und ohne Zuziehung eines Actienca⸗ 

„ pitals begründete Gegenſeitigkeitsanſtalt diſer Art die Hoffnung für ihr Auf 

8 blühen nur auf das freilich von der Mehrzahl der Actienanſtalten ſelbſt her⸗ 

„ vorgerufene Vorurtheil ſtützen kann, welches im Publikum zu Gunſten aller 
Gegenſeitigkeitsunternehmungen beſteht, und ohne welches alle Verſicherungs⸗ 

0 ſuchenden ſich entweder an die älteren Gegenſeitigkeitsanſtalten, welche die 

e Koſten der erſten Einrichtung bereits überwunden haben, oder an zweck ⸗ 

mäßig eingerichtete Actienunternehmungen wenden würden. Bei Eröffnung 

von Anſtalten dieſer letzteren Art bietet das Actientapital fo lange die allet⸗ 
nige Garantie für die von einer Anſtalt übernommenen Verbindlichkeiten, 

bis der Geſchäftskreis der Anſtalt ſich fo erweitert hat, daß die aus den ab · 

ie geſchloſſenen Verſicherungsverträgen hervorgehende Gefahr und die Verwal⸗ 

t kungekoſten von den Verſicherten ſelbſt getragen werden. 

t Wir wollen uns nicht darauf einlaffen zu unterſuchen, wie groß der 

Betrag des Actiencapitals fein müſſe, um den Verſicherten eine gerade aus⸗ 
reichende Garantie zu bieten, denn das würde ein unftuchtbares Unternehmen 
ſein; wir wollen uns auch fern von der Unterſuchung halten, welche der 
beiden Arten von Verſicherungsanſtalten größere Koſten für die Errichtung 
und für die Verwaltung erfordere, denn das hängt ausſchließlich von der 
größeren oder geringeren Zweckmäßigkeit der übrigen Einrichtungen der einen 
oder der anderen Anſtalt ab; wir wollen hier vielmehr von der Voraus⸗ 
„ ſetzung ausgehen, daß die zwei hier in Parallele zu ftellenden Anſtalten, eine 

Gegenſeitigkeitsanſtalt und ein Actienunternehmen eine ganz gleiche Entwicke⸗ 
lung gehabt und nun mit gleichen Opfern für die im Anfange Verſicherten 
einen Geſchäftsſtand erlangt haben, bei welchem das für jede Anſtalt nach 
gleichen Grundſätzen feſtgeſtellte Betriebscapital nebſt den fortlaufend einge⸗ 

„ henden Prämienbeträgen unter den gewöhnlichen Verhältniſſen zur Zahlung 

— der fälligen und zur Deckung der laufenden Verbindlichkeiten der betreffenden 

„ Anſtalt als völlig hinreichend erſcheint, und die eingehenden Pramienbeträge 

noch überdieß einen Ueberſchuß ergeben, welcher unter die Verſicherten oder 

- unter dieſe und die Actionaire zur Austheilung kommt. Könnte von dieſem 

n Augenblick an mit Beſtimmtheit angenommen werden, daß die Betheiligung 

„Nan der Anſtalt ſtets die gleiche fein, die Sterblichkeit die gewöhnlichen Ver⸗ 
hältniſſe nie überſchreiten und die Anſtalt vor Geldverluſten aller Art be⸗ 
wahrt bleiben werde, ſo hätte das Actiencapital ſeinen unter ſolchen Voraus⸗ 
fegungen alleinigen Zweck dadurch erfüllt, daß es die Anflalt in den Stand 
geſczt hätte, ſogleich nach vollſtändiger oder theilweiſer Einzahlung dieſes 
Capitals Verſicherungsverträge abzuſchließen; daſſelbe würde für dieſen Dienſt 
ohne ferneren Vortheil für die Verſicherten zu bieten, einen Theil der von 
den Verſicherten aufgebrachten Ueberſchüſſe für ſich in Anſpruch nehmen, es 
wäre nur noch eine Laſt der Verſicherten, von welcher dieſe ſobald als 
möglich befreit werden müßten; eine möglichst ſchleunige Rückzahlung des 
eingezahlten Actiencapitals wäre durch dieſe Annahme zur Pflicht gemacht. 

— Doch dieſe Annahme iſt eine unrichtige. Eine abnehmende Benutzung 

der Anſtalt, eine außergewöhnliche Sterblichkeit, unvorhergeſehene Geldverluſte 
können die Wirkung hervorbringen, daß das Betriebscapital unter den zur 
Zahlung der fälligen und zur Deckung der laufenden Verbindlichkeiten durch⸗ 

aus nothwendigen Betrag herabſinkt, oder mit anderen Worten den Banke⸗ 
rott der Anſtalt herbeiführen, ſobald ein Sicherheitsfonds zur Deckung des 

Deficils nicht vorhanden iſt. 

(Fotſetzung folgt.) 
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Berficherungen gegen Seegefahr in Hamburg. 


Der Belauf der Verſicherungen gegen Seegefahr auf unſerm Platze 
erreichte im verfloſſenen Sa nach den jegt dera eee ui 
nach authentiſchen Angaben eine noch nie dageweſene ol 1515 ſich der 

4 Sefammtbetrag auf die enorme Summe von 422,342,200 Mk. Beo, veran⸗ 
chlagt, wogegen das vorhergegangene Jahr, welches ſchon eine ſchr hohe 
Summe (mit Ausnahme zweier Jahre die höchſte ſeit 1814) aufzuweiſen 
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hatte, um mehr als 90 Millionen Mark zurückbleibt. Von der obenerwähn« 
ten letztjährigen Geſammtſumme wurde auch dieſes Mal der bei weitem 
größte Theil durch die hieſigen Aſſecuranz⸗Compagnien, welche (23 an der 
Zahl) zuſammen 357,430,300 Beo. Mk. zeichneten, gedeckt, und zwar war 
die durchſchniltliche Prämie 11¼ /. Der Reſt wurde durch hiefige Pri⸗ 
vataſſecuradeure (circa 40 Millionen Mk. Beo.) und durch vier Agenturen 
fremder Geſellſchaften übernommen. Im Jahre 1852 betrug die Geſammt⸗ 
ſumme ſämmilicher hier geſchloſſener Seeverſicherungen nur 331,203,500 
Mk. Bco., wodurch ſich alſo eine ſehr bedeutende Zunahme (welche, wie er⸗ 
wähnt, reichlich 90 Millionen Mark beträgt) herausſtellt. Dieſe Ausdehnung 
der Wirkſamkeit unſerer, ſeit Jahren erprobten Aſſecuranz⸗Inſtitute liefert 
wohl den beſten Beweis des Vertrauens, welches dieſelben ſich durch be⸗ 
währte Solidität erworben, und das ſich ſowohl im Laufe gewöhnlicher Er⸗ 
eigniſſe, als auch in kritiſchen Zeiten ſelbſt im fernſten Auslande in immer 
ausgedehnterem Maße ihnen zuwendete und ihnen den hervorragenden Rang 
verſchaffte, welchen ſie gegenwärtig in der Handelswelt einnehmen. 

Die fortſchreitende Entwickelung unſeres Aſſecuranz⸗Geſchäfts geht am 
anſchaulichſten aus nachfolgender Zuſammenſtellung der in den vorhergegan⸗ 
genen Jahren von 1814 bis 1852 hier verſicherten jährlichen Summen 
hervor. Es wurden nämlich verſichert: 

1814 Beo. Mk. 41,791,000 zu 3% % Durchſchnitts⸗Prämie. 


1815 u 87,379,000 » 3½ „ u 
1816 " 124,398,000 „ 2% , 17 
1817 1 150,708,000 u 2% v 17 
1818 7 175,899,000 » 2½6 u „ 
1819 1 129,211,000 „ 1% „ " 
1820 u 150,791,000 „ 1½%16 „ 5 
1821 " 129,016,000 „ 2% u 17 
1822 1 98,280,000 „ 25/4, „ 1 
1823 1 99,894,000 „ 3½16 „ 1 
1824 7 100,579,000 „ 2% „ 1 
1825 17 124,224,000 „ 2½6 „ u 
1826 " 113,841,000 „ 2½ „ Pr 
1827 [2 129,352,000 » 1% » 7 
1828 „ 142,494,200 „ 1% „ u 
1829 " 160,008,800 „ 1½2 1 
1830 17 190,007,900 » Is „ 17 
1831 1 181,070,000 „ 1½6 „ 1 
1832 3 202,918,000 " 17/18 „ 17 
1833 17 198,699,000 „ 1%6 u 7 
1834 1 189,434,000 „ 1% u u 
1835 " 195,233,000 „ 1½ 1 u 
1836 1 219,814,000 „ 1¼2 „ 5 
1837 17 214,555,000 „ 1% v 7 
1838 " 224,163,600 „ 1½ u 7 
1839 17 251,281,400 „ 1½ * 1 
1840 " 266,696,300 „ 1½ # " 
1841 " 272,375,200 „ 1½6 „ 1 
1842 1 239,181,400 „ 115%, u 1 
1843 1 265,197,800 „ 1% „ „ 
1844 1 293,694,700 „ 113% „ 17 
1845 1 331,293,400 „ 1½ „ 1 
1846 17 303,760,600 F 75 
1847 0 361,117,300 „ 117%, „ u 
1848 1 249,793,500 „ 2½ „ 17 
1849 7 281,147,200 „ 1% 1 95 
1850 7 312,686,600 11 197416 17 m 
1851 " 316,826,500 „ 1/82 „ 5 
1852 7 331,203,500 „ 1/2 . u 
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— Die bedeutendſte ſchottiſche Lebens verſicherungsgeſellſchaft Scottish 
Widows Fund and life Assurance Society hat nach ihrem eben ver» 
öffentlichten 48. Jahresbericht im vorigen Jahre 821 Verſicherungsanträge 
im Betrage von 534,015 £ erhalten, von welchen 770 mit 504,513 % an- 
genommen wurden. Das Sicherheitskapital der Geſellſchaft iſt um 130 042 £ 
auf 2,586,585 £ geſtiegen. Die Jahreseinnahme iſt um 13 311 auf 
351,133 4 geftiegen. Im Laufe des Jahres ereigneten ſich 131 Todesfälle 
im Betrag von 187,910 K. In der Generalverſammlung wurde beſchloſſen, 
das Maximum der Verſicherung auf ein Leben auf 7000 K zu erhöhen, 
und die Zahlungen außerhalb Edinburgs franco zu leiſten. 


— Wüärtemberg. Die in neuercr Zeit vorkommenden Brandfälle führen 
uns zu einer Betrachtung des Geſetzes vom 14. Mai 1853 und der dazu 
ertheilten Inſtruction. Je nach ihrer Bauart find die Gebäude in Klaſſen 
von 1 bis VI abgetheilt, Fabriken und gewerbliche Einrichtungen aber wur⸗ 
den ohne Rückſicht auf Bauart in die Klaſſen V und VIö eingereiht; wir 
ſehen die auffallende Erſcheinung, daß für ein maſſiv von Stein erbautes 
Fabriketabliſſement, in welchem ſich gewöhnlich auch Feuerſpritzen und ver 
ſchiedene andere Löſchgeräthſchaften vorfinden, z. B. für eine mechaniſch 


Weberei oder Papierfabrik in der V. Klaſſe 15 kr., für eine Baumwoll 


ſpinnerei in Klaſſe VI ſogar 24 kr. Brandkaſſengeld bezahlt werden muß, 
während nach demſelben Maßſtab ein Wohnhaus mit Bretter⸗ oder Latten⸗ 
wandung, Schindel- oder Strohdachung in der IV. Kl. 8 kr. vom Hundert 


zur Brandkaſſe zu ſteuern hat. Dieſe unverhältnißmäßige Anlage iſt ſchwer⸗ 


lich in irgend etwas gerechtfertigt, und die Folgerungen, die ſich daraus 
ziehen laſſen, verdienen alle Beachtung. So wird man es künftig unter⸗ 
laſſen, mit großem Aufwande Fabriken von Stein zu bauen, ſondern die 


Gebäude möglichſt leicht aufführen, weil die Verſicherungsprämie in beiden 


Fällen gleich bleibt. Auslagen für Feuerſpritzen, Löſchgeräthſchaften ıc. können 
erſpart werden, ſie gewähren ja in Beziehung auf die Verſicherungsprämie 
doch keinen Vortheil. An der Erhaltung eins hölzernen Etabliſſements iſt 
endlich weniger gelegen, als an dem ſoliden ſteinernen; nach einem Brande 
läßt ſich jenes ſchnell und verbeſſert wieder herſtellen, die Verſicherungsſumme 
wird ganz ausbezahlt, während bei dem ſteinernen Bau noch Abzüge für 
Ueberbleibſel vom beſchädigten Gemäuer gemacht werden, die möglicher Weiſe 
beim Wiederaufbau mehr hindern als nützen. Das Geſetz vom 14. März 


1853 fördert alſo bei den Klaſſen Y und VL eine leichke feuergefährliche 


Bauart, und leiſtet dabei dem Leichtſinn, wenn nicht der Brandſtiftung 
Vortheil. Dieſem Uebelſtande kann nur dadurch abgeholfen werden, daß 
die K. würt. Feuerverſicherungsanſtalt es macht wie die Privatfeuerverſiche⸗ 
rungsgeſellſchaften und nicht nur in VI Klaſſen, je nach dem Gewerbe, das 
in dem Gebäude betrieben wird, abtheilt, ſondern auch jede Klaſſe wieder 
in Unterabtheilungen je nach der mehr oder minder feuerſicheren Bauart. 
Außer dem aber ſcheint bei der Inſtruktion zu dem Geſetze vom 14. Mai 
1853 die Feuersgefahr bei den Fabriken viel zu ſeht überſchätzt worden zu 
ſein. Wenn man die Verſicherungsſumme und den Brandſchaden bei Fa⸗ 
briken einerſeits mit der Feuerverſicherungsſumme und dem Brandſchaden ge⸗ 
wöhnlicher Gebäude andererſeits zuſammeuyſtellen wollte, ſo würde man ſich 
ſicherlich davon überzeugen, daß die meiſten Fabriken keineswegs befonders 
feuergefährlich find. 2 


— Die Hammonia Lebens und Nenten⸗Verſicherungs - Socictät in 
Hamburg veröffentlicht folgenden Bericht pro 1858. f 


Verſicherungsbeſtand. Mk. Beo. s A 
Am Schluſſe des Jahres 1852 betrug die Verſicherungsſumme 1486,134 - — 


Neugeſchloſſene Verſicherungen im Jahre 1853 4 „ 606,400 — — 
A 1,192,534 — — 
Ab: 
Für abgelaufene und nicht prolongirte Verſicherungen 
incl. für Sterbefälle . 888 25 ec 467/98 — 
Verſicherungsbeſtand ult. Decbr. 1853. % e.. 1,524,600 — 
„ 06 3 
Einnahme: 
Uebertrag aus dem Jahre 1852 une eee 46,1429 — 
Actienzahlungen cnununn er RE ander 23,660 1 — 
Prämien für ſämmtliche Lebensverſſcherungen ee 52,261 — 6 
Einzahlungen für Renten e 8 5 
Einzahlungen für Ausſteuern . es en« . 1,661 9 6 
Zinſe n 1 o.. 626 5 — 
6 124,687 10 6 
Aus gabe: f 
Sterbefälle 5 ꝗ 51,000 — — 


Rentenzahlungen 806 8 —. 


Rückverſicherungsprämie u. Rückvergutung 2,228 1 
2,026 


Aktien zinſen . nennen 1 

Agentuͤrgebühren und Proviſtonen 3,643 909 
Veiwaltungskoſſen: Gehalte, Miethe, 

Diruckkoſten, Porto, Inſerate, Reiſen ꝛc. 13,986 — 2 

Nicht eingegangene Ausſtände... .. 1,860 2 7 

Agio⸗Verlüſte, Zinſen . 730 14 — 

Abtrag auf Begründungskoſten 17032 1 — 

n m * 17,313 6 3 
Mithin Beſtand ult. 1853. r dg - Kenz 47.374 4 3 


Der Vermögensſaldo von 1852, 46,166 Mk. Beo., hat ſich daher nur 
auf 47,374 Mk. Beo. alſo um 1208 Mk. Beo. vermehrt, obwohl 23,660 
Mf. Bco. auf die Aktien einbezahlt wurden, und die Verbindlichkeiten der 
Geſellſchaft um 338,566 Mk. Beo. Zunahme der Verſicherungen geſtiegen 
find. Die Berwaltungsauslagen jeder Art, 23,279 Mk. Beo., betragen 43,0, 
der ordentlichen Einnahmen, ein Mißverhältniß 2 welches bei keiner anderen 
Lebens verſicherung ſtattfindet, und die Solidität der Hammonia in Frage 


ſtellt. 


I 


496 


un j | ' 107 NR 
— Die mit der Wiener Sparkaſſe verbundene Allgemeine Verſorgungs 
anſtalt hatte Ende 1853 N arge a 
206 Jahresgeſellſchaften mit 9,919,114 fl. Renten Capital \ 
177092 ) Eigänzungs⸗Capital 
zuſammen 10,696, 206 fl. rc 
Die höchſte Dividenden⸗Ernte hat in dieſem Jahre die VII. Claſſe von 1835 
erreicht, welche ausgeſtorben iſt. Der letzte Intereſſent hat von einer Ein⸗ 
lage von 200 fl. an Dividenden 1071 fl. bezogen und ſeine Erben erhielten 
noch 281 fl. 1 
Seit Beſtehen der Anſtalt find 3,522, 718 fl. Dividenden ausbezahlt 
, | und 3,075,495 „ gutgefchrieben worden, 
Die Verſorgungsanſtalt hatte 10,838,605 fl. auf Hypotheken angelegt, 


+ 


al Seeverſicherung.“ 1 
Wegen Mangels an Raum ſind wir genöthigt die Fortſetzung dieſes 
Aufſatzes diesmal zu unterbrechen. Mr N 


2 
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Anzeigen. 


. Bekanntmachung. 
Das Bremer Poſt⸗ODampfſchiff Washington wird 
Ioomii am Freitage, dem 1. Auguſt c., 
von Bremerhaven nach Newport abgehen und findet die An⸗ 
nahme der, mit demſelben zu verſendenden Briefe und Zeitungen 
nach den Vereinigten Staaten von Amerika 
und nach Californien 
bis Donnerſtag, den 10. Anguſt c., 
| Abends Abr, f 5 
auf dem unterzeichneten Stadt⸗Poſt⸗Amte ſtatt. 1 
Bremen, den 3. Auguſt 1654, f . 
Stadt⸗Poſt⸗Amt. 
„ 5. Auflage. 1854. in 
Statiſtiſche Tafel aller Länder 
der Erde. 0 be 
Von Otto Hübner. an 
Enthält: Größe, Negiernugsform, Staatsoberhaupt, Bevölke⸗ 
rung, Ansgaben Schulden, Papiergeld und Bankuoteunmlauf, 
Stebeudes Herr, Kriegse und Handelsflotte, Eins und Ausfuhr, 
Zolleinuahmen, Hanpterzenguifle, Münze und deren Silberwerth, 
Gewicht, Elleumaaß, Höhlmaaß für Wein und Getreide, Eiſen⸗ 
bahnen, Telegraphen, Hanptſtädte und dle wichtigſten Orte 
2 1 aller Lauder der Erde. Hur 390 N0 
Fünfte verbeſſerte und vermehrke Auflage der deutſchen Ausgabe. Preis 4 Ngr. 
Leipzig 1854. 
Verlag von Heinz ieh Hübner. 
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Bei J. G. Heyſe in Bremen, Niemeyer in Hamburg und in 
allen Buchhandlungen iſt zu haben: 
(Zur Erklärung der Fremdwörter iſt zu empfehlen die zwölfte, 4000 
Exemplare ſtarke Auflage:) | 14 1 shi 
kan Fremdwörterbuch für Jedermann, oder: 


Sammlung und Erklärung 


on 6000 fremden Wörtern, 
von 6000 fremden Mörtern, 
welche in der Unigaugsſprache, in gerichtlichen Verhandlungen und 
in Zeitungen täglich vorkommen, um ſolche richtig zu verſtehen und richtig 
zu ſchreiben. Ein für ungebildete nützliches Buch. ir 
Vom Dr. und Nector Wiedemann. l 
Zwölftel! Auflage. Preis nur 12% Sgr. 

NB. In dieſem vom Profeſſor Petri empfohlenen Buche findet man über 
jedes vorkommende Fremdwort, deſſen Sinn man haufig nicht verſteht, die 
genügendſte Erklärung. — Ueber 12,000 Exemplare wurden davon abgeſetzt . 
— Es ſollte dieſes Buch in keinem kaufmänniſchen Comptoir fehleu. 

Auch in Roſtock in der Stiller'ſchen Hofbuchhandlung — in Hannover 
in der Hahn ſchen Hofbuchhandlung vorräthig. 
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